
Deubel, Ingolf et al.

Article  —  Published Version

Kommunen in der Krise

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Deubel, Ingolf et al. (2010) : Kommunen in der Krise, Wirtschaftsdienst, ISSN
1613-978X, Springer, Heidelberg, Vol. 90, Iss. 5, pp. 283-308,
https://doi.org/10.1007/s10273-010-1072-y

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/66426

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.1007/s10273-010-1072-y%0A
https://hdl.handle.net/10419/66426
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


Wirtschaftsdienst 2010 | 5
283

Zeitgespräch

rungssalden der Kommunen über einen längeren Zeitraum 
(1992 bis 2009) zeigt sich, dass die Kommunen lediglich in 
den kurzen Drei-Jahres-Zeiträumen von 1998 bis 2000 und 
2006 bis 2008 Finanzierungsüberschüsse erzielen konn-
ten. In den anderen zwölf Jahren verzeichneten die Städte 
und Gemeinden Finanzierungsdefi zite von durchschnittlich 
5 Mrd. Euro. Tatsache ist also: Die Kommunen in Deutsch-
land sind strukturell unterfi nanziert!

Diese strukturelle Unterfi nanzierung zeigt sich deutlich 
darin, dass es den Städten und Gemeinden auch in den 
wirtschaftlich guten Jahren nicht gelungen ist, ihre Haus-
halte zu konsolidieren. Ein Indiz hierfür sind die seit der 
Wiedervereinigung unaufhörlich steigenden Kassenkredite. 
Im Jahr 2009 haben sie das Rekordniveau von 34,9 Mrd. 
Euro erreicht. Das entspricht einem Zuwachs gegenüber 
dem Vorjahr von 5 Mrd. Euro. Inzwischen liegt der Anteil 
der Kassenkredite an der Gesamtverschuldung der Kom-
munen bei 30%. Im Saarland übersteigt das Volumen der 
Kassenkredite gar die Höhe der Kreditmarktschulden. 
Kassenkredite – eigentlich als kurzfristige Liquiditätshilfe 
gedacht – entwickeln sich damit mehr und mehr zu einem 
Instrument der dauerhaften Schuldenfi nanzierung. Zu-
gleich stellen Kassenkredite den zinsempfi ndlichen Teil der 
kommunalen Kredite dar, mit entsprechenden Auswirkun-
gen auf die zukünftigen Zinszahlungen. Die Kassenkredite 
werden weiter steigen, denn zur Erfüllung ihrer laufenden 
Ausgabeverpfl ichtungen sind Städte und Gemeinden auch 
im laufenden Jahr in hohem Maße auf die Aufnahme neuer 
Kassenkredite angewiesen.

Kommunale Selbstverwaltung in Gefahr

Artikel 28 Absatz 2 Grundgesetz garantiert den Gemein-
den und Gemeindeverbänden das Recht auf kommuna-
le Selbstverwaltung. Soweit die Theorie, die Realität ist 
wahrlich eine andere: Städte und Gemeinden sehen sich 
seit Jahren einem Prozess ausgesetzt, der die fi nanziel-
len Grundlagen ihrer Selbstverwaltung zerstört. Auf der 
Einnahmenseite schwächen Steuerrechtsänderungen in 

Kommunen in der Krise
Die Wirtschaftskrise belastet die Kommunen mit deutlichen Einnahmeausfällen. Aber auch 
der Bund hat die Kommunen durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz und andere 
Bundesgesetze in eine schwierige fi nanzielle Lage gebracht. Die Kommission zur Neuordnung 
der Gemeindefi nanzen, die Anfang März ihre Arbeit aufgenommen hat, soll Vorschläge für eine 
tragfähige Finanzierung der Kommunen machen.

Gerd Landsberg

Städte und Gemeinden im Sog der Rezession

Die Wirtschafts- und Finanzmarktkrise hat Deutschland in 
die stärkste Rezession seit Bestehen der Bundesrepublik 
gestürzt. Mit 5% war das Bruttoinlandsprodukt in 2009 so 
stark rückläufi g wie noch nie in der Nachkriegszeit. Im Zu-
ge dieser Entwicklung stieg das öffentliche Finanzierungs-
defi zit im Jahr 2009 auf über 100 Mrd. Euro. Dies ist das 
bislang höchste Finanzierungsdefi zit der öffentlichen Haus-
halte in Deutschland. Es ist einerseits Ergebnis rückläufi ger 
Einnahmen, wobei insbesondere die Steuereinnahmen im 
Vergleich zum Vorjahr um 35 Mrd. Euro zurückgingen. An-
dererseits stiegen gleichzeitig die Ausgaben merklich; vor 
allem aufgrund der staatlichen Unterstützungsmaßnahmen. 
Es zeigt sich also mehr als deutlich: Der wirtschaftliche Ein-
bruch belastet die Haushalte von Bund, Ländern und Kom-
munen in Deutschland enorm, und zwar weit über das Jahr 
2009 hinaus!

Die Lage in den Kommunen

Wie ist die Lage in den Kommunen? Sie ist katastrophal! 
Kommunale Einnahmen und Ausgaben driften zunehmend 
auseinander. Das Jahr 2009 haben die Kommunen mit einem 
Finanzierungsdefi zit von 7,2 Mrd. Euro abgeschlossen. Da-
mit stürzte das kommunale Finanzierungssaldo nach einem 
Finanzierungsüberschuss von 7,7 Mrd. Euro im Jahr 2008 
innerhalb nur eines Jahres um fast 15 Mrd. Euro ab. Städte 
und Gemeinden drohen vom Sog der Rezession in den Ab-
grund gerissen zu werden, denn die Schere zwischen weg-
brechenden Einnahmen und steigenden Ausgaben wird sich 
im laufenden Jahr weiter öffnen. Prognostiziert ist ein Anstieg 
des kommunalen Finanzierungsdefi zits auf über 12 Mrd. Eu-
ro. Auch in den kommenden Jahren wird sich das Defi zit der 
Kommunen im zweistelligen Milliardenbereich bewegen.

Aber die schwierige Situation der kommunalen Haushalte 
allein auf die Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise zurück-
zuführen, griffe zu kurz. Nur ein Teil der Probleme ist eine 
Folge der Krise. Tatsächlich ist die Schiefl age der kom-
munalen Finanzen Ergebnis einer sich seit Jahren vollzie-
henden Entwicklung. Betrachtet man einmal die Finanzie-
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dem mit einem Anstieg der Kosten der Unterkunft für Emp-
fänger von SGB II-Leistungen zu rechnen. 

Die Struktur der kommunalen Ausgaben wird zunehmend 
auch zu einem volkswirt schaftlichen Problem. Die kommu-
nalen Investitionen werden seit Jahren immer stärker von 
den sozialen Leistungen verdrängt: Derzeit investieren die 
Kommunen pro Jahr nur etwa 60% im Vergleich dazu, was 
sie für soziale Leistungen aufwenden müssen. Damit fällt 
nicht nur ein wichtiger Impulsgeber für die konjunkturelle 
Entwicklung in Deutschland weg, die Folgen dieser nicht be-
darfsgerechten Investitionsfähigkeit sind längst auch für Je-
dermann sichtbar. Sie wirken sich direkt auf das Leben der 
Menschen vor Ort aus. Wir bilden unsere Kinder, die Zukunft 
unseres Staates, in maroden Schulen aus. Wir müssen Bib-
liotheken schließen und Jugendprojekte einstellen, weil der 
Haushalt nichts mehr hergibt. Die Liste der Negativ-Beispie-
le ließe sich noch lange fortsetzen. Das Deutsche Institut für 
Urbanistik hat den kommunalen Investitionsbedarf für die 
Jahre 2006 bis 2020 kürzlich auf 704 Mrd. Euro beziffert. Der 
Verfall kommunaler Infrastruktur ist ein nationales Problem! 

Aus meiner Sicht muss ein Arbeitsschwerpunkt der Kom-
mission im Bereich der Sozialausgaben liegen. Die Ge-
meindefi nanzkommission soll nach dem Kabinettsbe-
schluss zwar Entlastungsmöglichkeiten auf der Ausgaben-
seite prüfen, aber vorrangig über die Flexibilisierung von 
Standards. Auch wenn diese sicherlich Entlastungsmög-
lichkeiten eröffnet, hat sie doch niemals die quantitative Be-
deutung der Sozialausgaben. Der Bund ist gefordert, einen 
Teil der kommunalen Aufwendungen für soziale Leistungen 
zu übernehmen, da gesamtstaatliche Aufgaben fi nanziert 
werden. Allerdings bestehen auf kommunaler Seite be-
rechtigte Zweifel, dass der Bund sich hier bewegen wird. 
Nach dem Kabinettsbeschluss „hat die Kommission auf die 
Vermeidung von Aufkommens- und Lastenverschiebungen 
insbesondere zwischen dem Bund auf der einen und den 
Ländern und Kommunen auf der anderen Seite zu achten“. 
Dann aber müssen zumindest die Ausgaben reduziert wer-
den. Der Versorgungsstaat muss auf den Sozialstaat zu-
rückgeführt werden – Bund und Länder als Gesetzgeber 
sind hier gefragt. Aber es fehlt am – zweifellos erforderli-
chen – Mut der Politik! 

Die stetig steigenden Sozialausgaben treffen zudem auf eine 
geschwächte Einnahmenbasis der Kommunen. Zum einen 
sind die Kommunen natürlich von konjunkturell bedingten 
Steuermindereinnahmen im Zuge der Finanzmarkt- und Wirt-
schaftskrise betroffen. Im Jahr 2009 sind die Steuereinnah-
men gegenüber dem Jahr 2008 um 8 Mrd. Euro auf ca. 62 
Mrd. Euro zurückgegangen. Hinter den Steuerrückgängen 
verbergen sich aber eben nicht nur konjunkturell bedingte 
Mindereinnahmen. Ein erheblicher Anteil an den Steuermin-
dereinnahmen ist zum anderen auf Steuerrechtsänderungen 

erheblichem Ausmaß die fi nanzielle Einnahmenbasis der 
Kommunen. Auf der Ausgabenseite weist insbesondere die 
Entwicklung der Ausgaben für Sozialleistungen eine Dyna-
mik auf, die die Handlungsfähigkeit der Kommunen mehr 
und mehr in Frage stellt. Freiwilligen Aufgaben ist längst 
weitgehend der Boden entzogen und auch im Pfl ichtbereich 
arbeiten die Kommunen am Rand ihrer Leistungsfähigkeit. 
Die kommunale Selbstverwaltung ist in Gefahr: Die fi nanzi-
ellen Engpässe bestimmen längst die politischen Entschei-
dungen vor Ort. In immer mehr Kommunen wird die Frage 
aufgeworfen, wo noch gekürzt werden kann, ob noch wei-
tere Stellen abgebaut und welche Leistungen eingeschränkt 
werden können. Tatsächlich ist für Kürzungen wenig Spiel-
raum vorhanden, denn viele der kommunalen Aufgaben sind 
durch Gesetz pfl ichtig vorgeschrieben, müssen also wahr-
genommen werden. Die freiwilligen Aufgaben hingegen, bei 
denen Kürzungen denkbar wären, prägen das Leben der 
Bürger vor Ort. Bibliotheken, Schwimmbäder oder der öf-
fentliche Nahverkehr bedeuten ein Stück Lebensqualität. 

Vor diesem Hintergrund und mit Blick auf die Verabredungen 
im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und FDP hat das Bun-
deskabinett im Februar 2010 beschlossen, eine Kommission 
zur Erarbeitung von Vorschlägen zur Neuordnung der Ge-
meindefi nanzierung (Gemeindefi nanzkommission) einzuset-
zen. Die Kommission soll sich mit dem Prüfauftrag des Ko-
alitionsvertrages befassen und Vorschläge zur Neuordnung 
der Gemeindefi nanzierung erarbeiten. Der Deutsche Städte- 
und Gemeindebund gehört der Kommission an. Wir erhoffen 
uns von der Kommission konkrete Ergebnisse, um die Fi-
nanzlage der Kommunen nachhaltig zu verbessern. Ziel der 
Kommission muss es sein, die Kommunen zu entlasten und 
den kommunalen Handlungsspielraum zu erweitern. Es gilt 
die kommunale Selbstverwaltung in Deutschland zu stärken! 
Denn, wie es im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und FDP 
heißt: „Die kommunale Selbstverwaltung ist ein hohes Gut.“

Steigende Sozialausgaben

Zentrales Problem der kommunalen Finanzlage ist die Ent-
wicklung der Sozialausgaben. Diese haben sich seit der 
Wiedervereinigung mit über 40 Mrd. Euro 2009 fast verdop-
pelt. Dabei gewinnt die Entwicklung der Sozialausgaben 
wesentlich an Dynamik. Während die Sozialausgaben in 
dem Zehnjahres-Zeitraum von 1992 bis 2002 um ca. 6 Mrd. 
Euro stiegen, wird für den Zehnjahres-Zeitraum von 2002 
bis 2012 ein Anstieg von über 16 Mrd. Euro auf fast 45 Mrd. 
Euro erwartet. Insbesondere die folgenden Bereiche entwi-
ckeln sich bedrohlich: So sind die Ausgaben der Eingliede-
rungshilfe für Menschen mit Handicap in den vergangenen 
Jahren um rund 5% pro Jahr angestiegen. Die Ausgaben 
für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
haben sich seit der Einführung im Jahr 2003 – also in nur 
sieben Jahren – gar verdreifacht. Im laufenden Jahr ist zu-
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des Zuweisungscharakters an. Eine Alternative zur Gewer-
besteuer kann das nicht sein!

Vielmehr kann den Schwächen der Gewerbesteuer im 
System entgegengewirkt werden. Dazu gehören die Ver-
breiterung der Bemessungsgrundlage und die Erweite-
rung des Kreises der Steuerpfl ichtigen. Auf diesem Wege 
kann die Abhängigkeit von den versteuerten Gewinnen 
nur weniger Steuerzahler vor Ort verringert und zugleich 
zur Verbreiterung der kommunalen Steuerbasis auch wirt-
schaftlich schwächerer Kommunen beigetragen werden. 
Die Gewerbesteuer als wirtschaftskraftbezogene Steuer 
stellt ein Äquivalent für wirtschaftsorientierte Ausgaben der 
Gemeinden dar. Dahinter steht das Interesse der örtlichen 
Wirtschaft an einer gut ausgebauten kommunalen Infra-
struktur, welche die Gemeinden durch die Einnahmen aus 
der Gewerbesteuer fi nanzieren. Mit dem Äquivalenzprinzip 
lässt sich auch die seit langem von den kommunalen Spit-
zenverbänden geforderte Einbeziehung der Freien Berufe 
in die Gewerbesteuer begründen. Auch ein Arzt profi tiert 
schließlich von einer intakten gemeindlichen Infrastruktur. 

Dem Sog entgegenwirken

Feststeht, die negative Entwicklung in den Kommunen wird 
sich fortsetzen, wenn nichts geschieht. Bund und Länder 
müssen dafür Sorge tragen, dass die Kommunen ihre Auf-
gaben angemessen erfüllen können. Dies erfordert eine 
aufgabenadäquate Finanzausstattung. Gemeinsames Ziel 
von Bund, Ländern und Kommunen muss sein, auf eine Sta-
bilisierung der Gemeindefi nanzen hinzuwirken. Die fi nanzi-
ellen Probleme der Städte und Gemeinden in Deutschland 
lassen sich aber nicht allein über die Einnahmenseite lösen. 
Schwerpunkt der Arbeiten in der Gemeindefi nanzkommis-
sion muss die Ausgabenseite sein. Ansonsten müssen sich 
Bund und Länder die Frage stellen lassen, wie den kontinu-
ierlich steigenden Sozialausgaben denn auf Dauer mit einer 
ebenso stetig wachsenden Einnahmenbasis der Kommu-
nen begegnet werden soll. Letztlich führt daran, die Proble-
matik der kommunalen Ausgabenseite endlich anzugehen, 
mittelfristig kein Weg vorbei. Am Ende der Arbeiten in der 
Gemeindefi nanzkommission muss für die Kommunen ein 
„Mehr“ herauskommen. Allein daran wird sich ihr Erfolg 
messen lassen müssen!

zurückzuführen. Stellt man auf die Steuerschätzung von No-
vember 2009 ab, so müssen die Kommunen gegenüber dem 
Jahr 2008 im Jahr 2010 einen Rückgang der Steuereinnahmen 
um 10 Mrd. Euro verkraften. Fast 50% dieser Mindereinnah-
men sind auf Steuerrechtsänderungen seit November 2008 
zurückzuführen.

Gewerbesteuer auf dem Prüfstand

Genau dieser Umstand sollte auch beim Blick auf die Schwan-
kungen bei der Gewerbesteuer nicht aus den Augen verloren 
werden: Denn die Gewerbesteuer ist im Jahr 2009 um fast 
20% zurückgegangen. Das entspricht einem Rückgang um 
6 Mrd. Euro auf 25 Mrd. Euro. Bereits im dritten und vierten 
Quartal des Jahres 2009 hat sich der rückläufi ge Trend der 
Gewerbesteuer aber deutlich abgeschwächt. Und die kon-
junkturelle Volatilität der Gewerbesteuer bereitet den Kommu-
nen Probleme. Zumal wenn sie von Steuerrechtsänderungen 
wie durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz begleitet 
werden. Doch die Gewerbesteuer ist nicht die Ursache allen 
Übels. Das Problem der kommunalen Haushalte lässt sich 
nicht allein über die Einnahmenseite lösen. Nun soll aber in der 
Gemeindefi nanzkommission der Ersatz der Gewerbesteuer 
durch einen kommunalen Zuschlag auf die Einkommen- und 
Körperschaftsteuer mit eigenem Hebesatz und einen höheren 
Anteil an der Umsatzsteuer geprüft werden.

Dies entspricht in etwa dem Arbeitsauftrag der im Jahr 2002 
eingesetzten Gemeindefi nanzkommission. Das Ergebnis 
war damals eindeutig: Das Modell hätte zu einer Belastungs-
verschiebung weg von den Unternehmen hin zu den Arbeit-
nehmern geführt. Damals wie heute sind Entlastungen der 
Wirtschaft auf Kosten der Bürger nicht vermittelbar. Und die 
Gegenwart hat schließlich gezeigt, dass die Kommunen gut 
daran getan haben, sich nicht auf einen Zuschlagssatz zur 
Körperschaftsteuer einzulassen. Schließlich ist die Körper-
schaftsteuer 2009 mit über 50% wesentlich stärker einge-
brochen als die Gewerbesteuer. Zudem stehen die Arbeiten 
in der Kommission unter dem Vorbehalt der laut Koalitions-
vertrag geplanten Einkommensteuerreform mit Entlastungen 
in zweistelliger Milliardenhöhe. Die Kommunen werden sich 
schwerlich auf ein Zuschlagsrecht auf die Einkommensteuer 
mit völlig ungewisser Bemessungsgrundlage einlassen. Und 
einem höheren Anteil an der Umsatzsteuer haftet der Makel 

Stephan Articus

Nachhaltige Stabilisierung der Stadtfi nanzen nur durch Entlastung 
bei den Sozialausgaben
Die jüngst einberufene Gemeindefi nanzkommission wird 
sich entsprechend den Vorgaben der Regierungskoaliti-
on vor allem mit der Frage befassen, ob ein Ersatz der 

Gewerbesteuer durch ein System von kommunalen Steu-
erzuschlägen auf die Einkommen- und die Körperschaft-
steuer sowie durch einen höheren Umsatzsteueranteil 
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realisierbar ist – gerade im Hinblick auf Administrierbarkeit, 
interkommunale Steuerverteilung und Aufkommensstabi-
lität. Mit diesem Themenfokus stellt sich die Gemeindefi -
nanzkommission in Wirklichkeit vor allem als Unternehmen-
steuerreformkommission dar. Die auf der Ausgabenseite 
verursachten strukturellen Finanzprobleme der Kommunen 
sollen dagegen bislang nur Randnotizen in der Arbeit der 
Kommission bleiben. Es wäre bedauerlich, wenn dadurch 
eine Lösung der drängenden Probleme im Bereich der Kom-
munalfi nanzen erneut auf die lange Bank geschoben würde.

Unterfi nanzierung der Kommunen 

Am Ausgangspunkt einer ernstgemeinten Reformdebatte 
um die Kommunalfi nanzen müssen die Fragen nach den 
Fehlentwicklungen im kommunalen Finanzsystem sowie 
nach deren Ursachen stehen. Dabei sind die folgenden Ent-
wicklungen vorrangig zu würdigen:

In den kommenden Jahren werden die Einnahmen und 
Ausgaben vor allem in den fi nanz schwachen Kommunen 
mit zunehmender Tendenz auseinanderdriften. Im Jahr 
2009 betrug das laufende kommunale Gesamtdefi zit be-
reits mehr als 7 Mrd. Euro. Für das Jahr 2010 wird sogar ein 
Defi zit von mindestens 12 Mrd. Euro erwartet, das nach den 
bis 2013 laufenden Prognosen auch in den Folgejahren im 
zweistelligen Milliardenbereich bleiben wird.

Die wesentlichen Bestimmungsfaktoren dieser Entwicklung 
sind einnahmenseitig die Steuermindereinnahmen infolge 
von Steuerrechtsänderungen, gefolgt von den konjunktur-
bedingten Steuerausfällen. Die Steuereinnahmen der Kom-
munen gingen 2009 insgesamt um mehr als 11% und damit 
stärker als bei Bund und Ländern zurück.

Ausgabensteigerungen wurden durch die von der Gesetz-
gebung abhängigen Steigerungen bei den Pfl ichtausgaben 
(z.B. infolge des Kinderförderungsgesetzes), die konjunk-
turabhängige Entwicklung der Sozialleistungen, hier ins-
besondere bei den Kosten der Unterkunft, sowie einen An-
stieg bei den Personalausgaben durch neue Tarifabschlüs-
se und den Ausbau der Kindertagesbetreuung bedingt.

Die steigenden Sozialausgaben bewirken im Zusammen-
spiel mit den geringeren Einnahmen zugleich eine zuneh-
mend größer werdende Kluft zwischen armen und reichen 
Kommunen, weil in wirt schaftlich schwachen Regionen typi-
scherweise weit überdurchschnittlich hohe kommunale So-
ziallasten – trotz der kommunalen Finanzausgleichssysteme 
– mit leicht unterdurchschnittlichen Einnahmen korrelieren.

Hierdurch wird zugleich eine Abwärtsspirale in Gang ge-
setzt. Die immensen Belastungen durch Sozialausgaben 
führen in fi nanzschwachen Kommunen dazu, dass andere 

Leistungen, soweit sie im Gegensatz zu den sozialen Leis-
tungen nicht gesetzlich determiniert sind, zurückgefahren 
werden müssen. Dadurch wiederum werden die Hand-
lungsmöglichkeiten bei der Bewältigung der bestehenden 
Strukturprobleme erheblich eingeschränkt. Zu denken ist 
dabei nicht nur an Infrastrukturinvestitionen, sondern bei-
spielsweise auch an Maßnahmen aktivierender Sozialpolitik 
wie Bildungsangebote oder Integrationsmaßnahmen.

Zugleich wird das Ausmaß der kommunalen Unterfi nanzie-
rung nur teilweise in den laufenden Defi ziten sichtbar und 
bleibt insoweit unterzeichnet. Kommunen mit hohen struk-
turellen Defi ziten sind – wie bereits angedeutet – über kurz 
oder lang gezwungen, die sogenannten freiwilligen Selbst-
verwaltungsaufgaben (von Kulturförderung bis Straßenbau) 
stark einzuschränken, um die von Bund und Ländern aufer-
legten Pfl ichtausgaben weiterhin leisten zu können. Dieser 
Zusammenhang wird auch in ebenso anschaulicher wie für 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung dramatischer Weise 
sichtbar in einer seit Jahren rückläufi gen Investitionsquote 
bei gleichzeitig steigender Sozialausgabenquote der Kom-
munen.

Spätestens soweit auch die durch Bundes- und Landes-
recht auferlegten Pfl ichtausgaben nicht mehr über laufende 
Einnahmen gedeckt werden können, erfolgt notgedrungen 
eine Flucht in die kommunalrechtlich unzulässige – aber 
von den Ländern unter diesen Umständen in der Regel ge-
duldete – Finanzierung der strukturellen Defi zite über Kas-
senkredite. Im Ergebnis ist die tatsächliche Finanzierungs-
lücke so nur für den Bereich der Pfl ichtausgaben über die 
Entwicklung der Kassenkredite ableitbar. Die Kassenkredi-
te steigen seit Beginn der Wirtschaftskrise explosionsartig: 
Allein im Jahr 2009 sind sie um mehr als 5 Mrd. Euro ange-
wachsen.

In rein budgetärer Betrachtung verursachen langfristig also 
vor allem die durch Bundes- und Landesrecht determinier-
ten Sozialausgaben der Kommunen die angespannte Fi-
nanzsituation der Kommunen. Diese sind von rund 26 Mrd. 
Euro im Jahr 1999 auf knapp 40 Mrd. Euro im Jahr 2009 
gestiegen und werden bis 2013 weiter auf gut 45 Mrd. Euro 
ansteigen. Eine solche Ausgabendynamik lässt sich dauer-
haft nicht durch höhere Kommunalsteuern auffangen, we-
der im bestehenden noch in einem idealtypisch reformier-
ten Gemeindesteuersystem.

Die fi nanzschwachen Kommunen sind schon lange nicht 
mehr in der Lage, die strukturellen Defi zite durch weitere 
eigene Konsolidierungsanstrengungen zu bewältigen. Die 
entsprechenden Potenziale sind bei diesen längst ausge-
schöpft. Der gegenwärtig zu verzeichnende horrende 
Anstieg der jährlichen kommunalen Neuverschuldung auf 
über 10 Mrd. Euro wird nunmehr selbst von den bislang 
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gen. Nicht zuletzt wird auch die Art und Weise der Erfüllung 
der übertragenen Aufgaben bis ins Detail geregelt, wodurch 
nicht nur die Effi zienzvorteile dezentraler Verwaltungsstruktu-
ren zunichte gemacht werden, sondern auch die kommunale 
Ausgabenfl exibilität unverhältnismäßig eingeschränkt wird.

Bei einer Vielzahl der von diesen Fehlentwicklungen gepräg-
ten (Sozial)-Aufgaben ist es unter verwaltungsökonomischen 
Gesichtspunkten dennoch sinnvoll, diese Aufgaben auf kom-
munaler Ebene zu verankern. Eine Rückübertragung dieser 
Aufgaben stellt insoweit in vielen Fällen keine tragfähige Lö-
sungsstrategie dar, auch wenn es sich oftmals im Kern um 
gesamtstaatliche Aufgaben handelt. Es mangelt primär an ei-
nem für diese Aufgaben tragfähigen institutionellen Rahmen 
innerhalb der bundesstaatlichen Finanzverfassung, der eine 
Kooperation zwischen Bund und Kommunen auf Augenhöhe 
ermöglicht. Im Ergebnis führt dies dazu, dass die Kommunen 
nicht nur Träger sind, sondern zunehmend auch zum überlas-
teten Finanzier gesamtstaatlicher Aufgaben werden.

Mit Blick auf die Problemlagen im kommunalen Finanzsys-
tem stellt sich insoweit die Frage nach einem Mehr oder 
Weniger an kommunaler Aufgabenwahrnehmung allenfalls 
sekundär. Zweifellos sind Anpassungen in der Aufgaben-
struktur sowie im Ausgaben- und Einnahmenniveau unver-
zichtbar. Sie bleiben aber bloß punktuelle Korrekturen von 
zurückliegenden Fehlentwicklungen, wenn für die Zukunft 
nicht eine prozessuale Absicherung einer Finanzausstattung 
der Kommunen gelingt, die den Aufgaben angemessen ist.

Ansatzpunkte für eine Gemeindefi nanzreform

Eine Gemeindefi nanzreform muss zunächst das rasante 
Wachstum der Kommunalverschuldung stoppen. Hierzu ist 
es erforderlich, die kommunalen Einnahmen zeitnah auf-
zustocken, um die bestehenden Finanzierungsungleichge-
wichte abzubauen. Um die Kommunalfi nanzen nachhaltig 
zu stabilisieren, ist es ferner geboten,

• eine Entlastung bei den kommunalen Sozialabgaben her-
beizuführen,

• die kommunale Steuerbasis zu verstetigen und zu verbrei-
tern,

• die Mitwirkungsrechte der Kommunen an kommunalrele-
vanter Gesetzgebung von Bund und Ländern zu verbes-
sern,

• damit verbunden das Konnexitätsprinzip zu stärken sowie
• die fi nanziellen Rahmenbedingungen für ebenenübergrei-

fende Kooperationen zu verbessern.

Explosion der Kassenkredite stoppen

Die fi nanzielle Handlungsfähigkeit einer Mehrzahl von Kom-
munen wird schon mittelfristig nicht mehr gewährleistet 

noch fi nanzstabilen Kommunen nicht lange aus eigener 
Kraft aufgefangen werden können.

Jenseits des langfristigen Trends hat sich die Finanzlage 
der Kommunen gegenwärtig auch durch massive Steuer-
ausfälle nochmals verschärft. Die Steuerausfälle sind je-
doch zum größten Teil durch Steuerrechtsänderungen des 
Bundes hervorgerufen worden und nicht etwa durch Auf-
kommensschwankungen infolge der Finanzkrise. Die jüngs-
ten gesetzgeberischen Destabilisierungen der kommu-
nalen Einnahmenbasis durch das Bürgerentlastungs- und 
das Wachstumsbeschleunigungsgesetz sowie durch das 
Gesetz zur Umsetzung von EU-Vorgaben werden auch im 
konjunkturellen Aufschwung noch fortwirken.

Steuerungsdefekte im kommunalen Finanzsystem

Die Frage nach den Ursachen für diese Entwicklungen führt 
von der budgetären zur prozessualen Betrachtungsebene 
der Rahmenbedingungen kommunaler Finanzpolitik. Bund 
und Länder beschließen fortwährend immer neue Leis-
tungsansprüche der Bürgerinnen und Bürger gegenüber 
den Kommunen. Die daraus resultierenden Ausgabenver-
pfl ichtungen müssen die Kommunen jedoch allein aus ihren 
nur begrenzt steigerungsfähigen Einnahmenspielräumen 
decken. Reichen die allgemeinen Steueraufkommenszu-
wächse einer Kommune nicht mehr zur Deckung neuer 
Ausgabenverpfl ichtungen aus, so muss die Kommune an 
erster Stelle die sogenannten freiwilligen Leistungen strei-
chen und – sobald dieser Spielraum ausgeschöpft ist – die 
Finanzierung über Kassenkredite sicherstellen.

Während sich die Bundes- und Landespolitik in politik-
ökonomischer Betrachtung die von ihnen beschlossenen 
Ausgabenprogramme als politische Erfolge zurechnen las-
sen können, werden die budgetären und damit auch die 
politischen Kosten den Kommunalvertretern angelastet. 
Solange dieser höchst intransparente und expansiv wirken-
de Mechanismus nicht dadurch außer Kraft gesetzt wird, 
dass das Konnexitätsprinzip in den Finanzverfassungen 
von Bund und Ländern umfassend verankert wird, ist eine 
nachhaltige Sanierung der Kommunalfi nanzen nicht mög-
lich. Es sei im Übrigen angemerkt, dass mit dem derzeit 
diskutierten Regierungsvorschlag eines Zuschlagsrechts 
auf die Einkommensteuer dieser Ausgabenexpansionsme-
chanismus erst richtig Fahrt aufnehmen würde.

Die Komplexität der Aufgabe, die Verantwortungsstrukturen 
zu entfl echten, wird dadurch erhöht, dass die Sozialausga-
ben auch ohne unmittelbare Eingriffe des Gesetzgebers per-
manent anwachsen. So ergeben sich beispielsweise bei der 
Grundsicherung im Alter allein aufgrund der kontinuierlich 
zunehmenden Anzahl von Rentenempfängern mit unterbro-
chenen Erwerbsbiografi en erhebliche Ausgabensteigerun-
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Grundsteuer bereits aus steuersystematischen Gründen drin-
gend reformbedürftig ist. An entsprechenden Vorschlägen 
für eine Revitalisierung dieser Steuer herrscht ebenfalls kein 
Mangel. Die einnahmenseitige Konsolidierung sollte daher 
auch im Wege einer Grundsteuerreform angestrebt werden, 
die ein insgesamt höheres Aufkommensniveau bei dieser ide-
alen Kommunalsteuer zulässt.

Konnexitätsgrundsätze verankern

Aus struktureller Sicht lassen sich die Ungleichgewichte im 
Bereich der Kommunalfi nanzen nur dann auffangen, wenn es 
gelingt, dass diejenige Ebene, die eine fi nanzrelevante Aufga-
be initiiert, letztlich auch die Finanzierung dieser Aufgabe si-
cherzustellen hat. Weil aber Bund und Länder ebenfalls einem 
hohen Konsolidierungsdruck ausgesetzt sind, besteht die 
Gefahr, dass insbesondere die Länderebene versuchen wird, 
diesen Druck durch einen Griff in die kommunalen Kassen zu 
lindern.

Da Bund und Länder bei der Ausgestaltung des kommuna-
len Finanzsystems weitreichende Gestaltungsmöglichkeiten 
haben, waren die Kommunen lange Zeit sehr zuversichtlich, 
dass eine Verankerung des Konnexitätsgrundsatzes in den 
Finanzverfassungen der Länder über kurz oder lang dazu 
beitragen würde, aufgabenangemessene Finanzstrukturen 
herauszubilden. Der Konnexitätsgrundsatz war durch die all-
gemeine Bestimmung zur Finanzierungspfl icht der aufgaben-
übertragenden Ebene gestärkt worden.

Diese Hoffnung hat zwischenzeitlich starke Dämpfer er-
fahren. Eben jene Gestaltungsmöglichkeiten, die für den 
Aufbau einer aufgabenangemessenen Finanzierungsstruk-
tur der Kommunen genutzt werden könnten, werden unter 
dem neuen Regime letztlich doch nur dazu verwandt, die 
Finanzmittel, die im Falle einer Aufgabenübertragung für die 
übernehmende Ebene bereitzustellen sind, über allgemeine 
Finanzausgleichsmechanismen wieder abzuschöpfen, oder 
gleich dadurch unterlaufen, dass bereits bestehende Aufga-
ben ausgeweitet werden und es entsprechend zu einer indi-
rekten Ausgabenübertragung kommt. Bisher konnte also die 
Aufgabenübertragungsproblematik allenfalls abgemildert 
werden.

Dementsprechend sind die bisher angewandten Konnexitäts-
verfahren dahingehend weiterzuentwickeln, dass die Finan-
zierungsverpfl ichtung der übertragenden Ebene entweder 
über den Aufgabenübertragungszeitpunkt hinaus kontinu-
ierlich fortgeschrieben werden muss oder Mitbestimmungs-
rechte der Kommunen geschaffen werden, die die Kommunen 
faktisch in die Rolle eines freiwilligen Auftragnehmers für Ver-
waltungsaufgaben versetzen. Entsprechende institutionelle 
Verfahren müssten allerdings erst noch von Wissenschaft und 
Praxis entwickelt werden.

sein, wenn der rasante Anstieg der Kassenkredite und damit 
auch die schuldenstandsbedingten Finanzierungslasten nicht 
zeitnah gebremst werden. Einnahmenseitig sind daher keine 
weiteren Destabilisierungen des kommunalen Steueraufkom-
mens vertretbar. Vielmehr ist eine Verbreiterung der kommu-
nalen Steuerbasis geboten, die allerdings aufgrund des dafür 
benötigten zeitlichen Vorlaufes erst mittelfristig greifen kann. 
Als schnell umsetzbare begleitende Hilfsmaßnahme wäre an 
eine Rückführung der Gewerbesteuerumlage zu denken. Da 
die Maßnahme aber nicht gezielt auf die fi nanzschwachen 
Kommunen abhebt, kann es sich dabei nur um eine ergänzen-
de Hilfsmaßnahme zur allgemeinen Hebung des Finanzaus-
stattungsniveaus der Kommunen handeln.

Im Hinblick auf die hohe Korrelation zwischen Finanzschwä-
che und Sozialausgabenniveau in den Kommunen bleibt so-
mit eine zeitnahe fi nanzielle Hilfe von Bund und Ländern für 
fi nanzschwache und bereits hochverschuldete Kommunen 
geboten. Die Finanzhilfe, wie auch immer im Detail ausgestal-
tet, muss insbesondere an Soziallastenindikatoren anknüpfen.

Sozialausgabenquote der Kommunen stabilisieren

Die Kommunalfi nanzen können nur dann nachhaltig stabi-
lisiert werden, wenn eine Entlastung bei den Sozialabgaben 
gelingt. Zusätzlich zu langfristigen Entlastungen muss der 
Bund Soforthilfen leisten, indem er seine Beteiligung an den 
Unterkunftskosten für Langzeitarbeitslose nicht absenkt. 
Sonst droht allein hier, auch durch die steigende Arbeitslo-
sigkeit bedingt, 2010 ein Anstieg der bundesweiten Belastung 
der Kommunen um 1 Mrd. auf 11 Mrd. Euro. Die von der Bun-
desregierung angestrebte Flexibilisierung von Standards in 
anderen Politikbereichen ist zwar quantitativ nicht so bedeu-
tend wie die Sozialausgaben, bietet aber naturgemäß auch 
Entlastungsmöglichkeiten und sollte deshalb im Sinne einer 
umfassenden Verwaltungsmodernisierung ebenfalls vorange-
trieben werden.

Kommunale Steuerbasis verbreitern

Die Bemessungsgrundlage und der Kreis der Steuerpfl ichti-
gen der Gewerbesteuer und jeder anderen wirtschaftskraft-
bezogenen Steuerquelle im Sinne des Artikels 28 Abs. 2 Satz 
3 Grundgesetz sind zu verbreitern, um die Abhängigkeit von 
den versteuerten Gewinnen nur weniger Steuerzahler vor Ort 
zu verringern und zur Verbreiterung der kommunalen Steuer-
basis auch wirtschaftlich schwächerer Kommunen beizutra-
gen. Zur Sicherung der kommunalen Finanzautonomie und 
zur Abstimmung von Einnahmen und Ausgabenbedarf ist 
zudem das verfassungsrechtlich verbürgte Hebesatz recht bei 
den wirtschaftskraftbezogenen Steuern zwingend zu sichern.

Darüber hinaus besteht seit einigen Jahren bei Bund, Ländern 
und Kommunen die einvernehmliche Auffassung, dass die 
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rationen zu fi nanzieren sind. Im ersten Ausnahmefall bilden 
die Finanzhilfen schlicht das kleinere Übel, im zweitgenannten 
Fall kann die Wirkung der Finanzhilfen als Goldene Zügel ein-
gefangen werden, indem die Empfänger die Finanzzuweisung 
und die damit in Zusammenhang stehenden Verausgabungs-
pfl ichten auch tatsächlich ablehnen können.

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit dem 
Konjunkturpaket II erachten es die Kommunen deshalb für er-
forderlich, dass der Katalog der zulässigen Finanzhilfen des 
Bundes in Artikel 104 b des Grundgesetzes systematisch auf 
all jene Politikfelder ausgedehnt wird, auf denen Verwaltungs-
kooperationen zwischen Bund und Kommunen wünschens-
wert erscheinen.

Fazit

Die Kommunen brauchen angesichts eines jährlichen Defi -
zits in zweistelliger Milliardenhöhe bereits kurzfristig massive 
Finanzhilfen zur Bewältigung der kommunalen Finanzkrise. 
Zeitgleich muss aber auch eine grundlegende Reform des 
kommunalen Finanzsystems in die Wege geleitet werden, die 
die Wahrung der Konnexitätsgrundsätze im Bundesstaat si-
cherstellt, ohne dabei ebenenübergreifende (Verwaltungs-)
Kooperationen unnötig zu erschweren. Im Ergebnis muss 
eine Reform der Kommunalfi nanzen sowohl allen Kommu-
nen genügend Spielräume für die Erfüllung der sogenannten 
kommunalen Selbstverwaltungsaufgaben belassen als auch 
sicherstellen, dass die Kommunen bei der Erfüllung der ihnen 
durch Bundes- und Landesrecht zugewiesenen Aufgaben 
nicht fi nanziell überfordert werden.

Mitwirkungsrechte der Kommunen ausbauen

Der weit überwiegende Teil bundesgesetzlicher Regelungen 
wird in der Verwaltungspraxis durch die Kommunen vollzo-
gen. In der Folge haben die Bundesgesetzgebung und auch 
die Gesetzgebung der Europäischen Union – teils mehr, teils 
weniger offensichtliche – Kostenfolgen für die Kommunen.

Auch im zweistufi gen Staatsaufbau ist daher eine institutio-
nalisierte Einbindung der Kommunen als dritter Ebene in die 
Gesetzgebungsverfahren notwendig. Dies gilt insbesondere 
im Hinblick auf garantierte Anhörungsrechte und ein Mitwir-
kungsrecht an den Kostenfolgenabschätzungen in Gesetzge-
bungsverfahren. Beide Maßnahmen zielen darauf ab, im Inte-
resse des vertrauensvollen Zusammenspiels zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen die Erkenntnisse der Kommunen als 
maßgebliche Verwaltungsebene stärker in die Gesetzgebung 
einfl ießen zu lassen.

Finanzhilfen des Bundes verbessern

Die fi nanzwissenschaftliche Fachliteratur scheint sich im 
Grundsatz darin einig zu sein, dass Mischfi nanzierungen un-
weigerlich Fehlallokationen im öffentlichen Finanzsystem 
begründen und deshalb zu vermeiden seien (Stichwort „Gol-
dene Zügel“). Im Spiegel praktischer Erfahrungen gilt diese 
Aussage aber nur mit Einschränkungen. Finanzhilfen können 
angebracht sein, wenn diese eine ansonsten institutionell 
unüberwindbare strukturelle Unterfi nanzierung auf nachgela-
gerten Ebenen lindern. Ferner sind Finanzhilfen immer dann 
angebracht, wenn ebenenübergreifende Verwaltungskoope-

Michael Thöne

Gewerbesteuerreform – Das Ende einer unendlichen Geschichte?

Im Frühjahr 2010 hat die Bundesregierung eine „Kommission 
zur Neuordnung der Gemeindefi nanzen“ ins Leben gerufen. 
Neben Entlastungsmöglichkeiten auf der Ausgabenseite soll 
die Kommission vor allem einen Ersatz für die Gewerbesteuer 
diskutieren. Dieses Thema wird nicht zum ersten Mal behan-
delt: Schon im Frühjahr 2002 war eine Kommission zur Reform 
der Gemeindefi nanzen zusammengetreten und 2003 uneinig 
auseinander gegangen.

Die Gemeindefi nanzen verlangen nach Reform. Wieder ein-
mal und immer noch. Der Streit um die Gewerbesteuer ist, wie 
Karl-Heinrich Hansmeyer schon 1997 retrospektiv anmerkte, 
eine „unendliche Geschichte“.1 Auch wenn die Empirie diese 

1 Vgl. K.-H. Hansmeyer: Der Streit um die Gewerbesteuer, eine unend-
liche Geschichte, in: Gelebte Demokratie, Festschrift für Manfred 
Rommel, Stuttgart 1997, S. 159-178.

Aussage seitdem sogar noch gestärkt hat, Hansmeyer woll-
te kein Gesetz formulieren. Die kommunale Finanzsituation ist 
unzweifelhaft problematisch und verlangt nach echten Refor-
men, nicht nur Korrekturen, auf der Einnahmen- und auf der 
Ausgabenseite. Der nötige Reformdruck ist da, Reformwille ist 
da – und damit auch eine Reformchance. Um diese Chance in 
greifbarere Nähe zu rücken, gilt es, die Erfahrungen der letzten 
Reformbemühungen und die Gründe für deren Scheitern zu 
berücksichtigen.

Der Versuch einer Reform der Gemeindefi nanzen ist im ver-
fl ochtenen Mehrebenen-Föderalismus Deutschlands ein Pro-
zess mit vielen Veto-Spielern. Neben den drei Hauptebenen 
Bund, Ländern und Gemeinden ist vor allem anzuerkennen, 
dass die oft beschworene „kommunale Familie“ sehr groß und 
sehr heterogen ist. Wie in jeder guten Großfamilie werden hier 
nicht alle inneren Reibereien und Interessensgegensätze nach 
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Vergleich zu 2008 sogar um 55% gesunken. Auch wenn die 
besondere Konjunkturabhängigkeit des Körperschaftsteuer-
aufkommens wiederum durch die Gewerbesteuer mitverur-
sacht wird (früher über Abzugsfähigkeit, heute über Anrech-
nungsmöglichkeit), wird deutlich, dass ein ausgewogenes 
Kommunalsteuersystem bei zu hohem Gewicht von Steuer-
einnahmen aus Unternehmenserträgen immer konjunkturan-
fällig sein wird.

Ein gutes kommunales Steuersystem

Zur Beurteilung von Reformvorschlägen ist es notwendig zu 
klären, welchen Kriterien ein ökonomisch rationales kommu-
nales Einnahmensystem und auch seine zentralen Bausteine 
genügen sollten.3

• Fiskalziel: Oberstes Ziel einer Gemeindesteuer ist es, den 
Kommunen ein dauerhaftes und stetiges Aufkommen zur 
Finanzierung ihrer Aufgaben zu sichern. Hieraus leiten sich 
mehrere Unterziele ab. Die Forderung nach hoher Stetig-
keit übersetzt sich in das Kriterium geringer Konjunkturre-
agibilität, einem wichtigen Schwachpunkt der Gewerbe-
steuer. Zudem sollte positive, günstigstenfalls proportiona-
le Wachstumsreagibilität des Aufkommens gewährleistet 
werden. Eine derart dauerergiebige Steuer bietet ein im 
Zeitablauf stabiles Realaufkommen. Als eine der wesent-
lichen Determinanten kommunalen Wachstumspotenzials 

3 Vgl. H. Zimmermann: Kommunalfi nanzen, Baden-Baden 1999; C. 
Fuest, M. Thöne: Gemeindefi nanzreform – Hintergründe, Defi zite, Al-
ternativen, FiFo-Berichte Nr. 1, Köln 2005.

außen getragen. Für die Erfolgsaussichten ehrlicher Reform-
bemühungen wäre es allerdings ein naiver Fehlschluss, die 
Heterogenität legitimer einzelgemeindlicher Interessen außer 
Acht zu lassen oder sie auch nur nachrangig zu behandeln. Die 
große Herausforderung der kommenden Gemeindefi nanzre-
form wird darin bestehen, Reformmodelle zu entwickeln, die 
einen sachlichen und fachlichen Fortschritt gegenüber dem 
Status quo darstellen und zugleich für alle wesentlichen Ak-
teure (zumindest zähneknirschend) zustimmungsfähig sind. 
Wie wir sehen werden, kann eine solche Lösung – denn das 
gekorene Optimalmodell gibt es weiterhin nicht – durchaus 
unkonventionelle Wege erforderlich machen.

Einnahmenproblem oder Ausgabenproblem?

Die aktuelle Kommission zur Neuordnung der Gemeindefi nan-
zen hat mehrere Aufträge. Neben der rechtlichen und auch 
legislativen Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung ste-
hen fi skalisch die Einnahmen- und die Ausgabenseite auf der 
Agenda. Auf der Ausgabenseite sollen Entlastungsmöglich-
keiten, auf der Einnahmenseite sollen Reform- bzw. Ersatzmo-
delle für die Gewerbesteuer geprüft werden. Explizit nennt das 
Bundeskabinett den aufkommensneutralen Ersatz der Ge-
werbesteuer durch einen höheren Anteil an der Umsatzsteu-
er und einen kommunalen Zuschlag auf die Einkommen- und 
Körperschaftsteuer mit eigenem Hebesatz.2

Handelt es sich nun um ein Einnahmen- oder um ein Ausga-
benproblem? Das eine muss das andere selbstverständlich 
nicht ausschließen. Ein Blick auf die Entwicklung der Aggrega-
te der kommunalen Finanzpolitik (vgl. Abbildung 1) macht aber 
sehr deutlich, dass die Einnahmenseite durchaus zu Recht ein 
wesentliches Aktionsfeld für eine Kommunalfi nanzreform ist.

Angesichts der 2009 und 2010 durchaus dramatischen Fi-
nanzsituation zahlreicher Kommunen wird leicht übersehen, 
dass es kurz zuvor noch ganz anders aussah. In den Jahren 
2006 bis 2008 konnten die Kommunen Haushaltsüberschüs-
se von mehreren Milliarden Euro erzielen. Dem folgte im Jahr 
2009 mit der Wirtschaftskrise ein umso stärkerer Einbruch: 
Gegenüber Gewerbesteuereinnahmen von 31,1 Mrd. Euro 
(netto) 2008 sank das Aufkommen im Folgejahr um knapp 
20% auf nur noch 25 Mrd. Euro. Damit trug allein die Gewer-
besteuer im Umfang von rund zwei Dritteln zum Umschlagen 
des kommunalen Finanzierungssaldos vom Überschuss ins 
Defi zit des Jahres 2009 bei.

Dabei ist zu beachten, dass alle Steuern, die (auch) an unter-
nehmerischen Erträgen ansetzen, Konjunkturabhängigkeit 
zeigen. Gewissermaßen traditionell ist das Aufkommen der 
Körperschaftsteuer mindestens ebenso, zumeist sogar noch 
deutlich konjunkturabhängiger. Deren Aufkommen ist 2009 im 

2 Vgl. den Einsetzungsbeschluss des Bundeskabinetts vom 24.2.2010. 
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türlich auch generellen Anforderungen an ein ökonomisch 
rationales Steuersystem genügen. Dazu gehört es, Effi zi-
enzverluste zu vermeiden, die durch unnötige steuerliche 
Verzerrungen der privaten Wirtschaftsaktivität entstehen. 
Darüber hinaus sind Aspekte der praktischen Umsetzbar-
keit zu beachten. Für die Diskussion der Gewerbesteuer-
reform geht es vor allem darum, dass sich etwaige neue 
Steuern in das bestehende System der Unternehmensbe-
steuerung einfügen lassen.

Schwächen der Gewerbesteuer

Die Konjunkturabhängigkeit des Gewerbesteueraufkommens 
ist schon deutlich geworden. Bei den Gemeinden führen Ein-
nahmenausfälle in der Krise zu gravierenden Finanzproble-
men und ermutigen im Boom zu prozyklischem Ausgaben-
verhalten. Mit der Unternehmensteuerreform 2008 sind die 
ertragsunabhängigen Elemente in der Gewerbesteuer zwar 
gestärkt worden. Gleichwohl geht die Verschlechterung der 
kommunalen Einnahmen von 2009 gegenüber 2008 zu zwei 
Drittel auf den konjunkturell bedingten Einbruch der Körper-
schaftsteuer zurück. Hinzu kommt, dass die Gewerbesteuer 
für zahlreiche Gemeinden eine fi skalisch nur wenig ergiebige 
Einnahmequelle darstellt.5 Gemeinden in strukturschwachen 
Gebieten – nicht nur in vielen Teilen Ostdeutschlands – erzie-
len kaum Einnahmen aus dieser Realsteuer. Auch hat sich die 
Gewerbesteuer im Zeitablauf zu einer Steuer für große und 
mittlere Unternehmen entwickelt, wodurch einzelne Kom-
munen in eine große Abhängigkeit vom Wohl und Wehe nur 
weniger örtlicher Betriebe kommen können. Auch unter dem 
Gesichtspunkt der internationalen Wettbewerbsfähigkeit des 
Standortes Deutschland ist die Gewerbesteuer negativ zu 
beurteilen, denn sie ist letztlich eine beinahe einmalige „Son-
dersteuer“ auf den mobilen Faktor Kapital. Schließlich erlaubt 
es das derzeitige Gemeindefi nanzsystem mit seiner Fokus-
sierung auf die Gewerbesteuer nicht, das Prinzip des Interes-
senausgleichs ausgewogen umzusetzen. Es fehlt eine direkte 
Beteiligung der Wohnbevölkerung an der Finanzierung lokaler 
Leistungen. Die gegenwärtigen Einkommensteueranteile der 
Gemeinden können das nicht ausgleichen, denn hier fehlt das 
Recht, die Höhe der Besteuerung eigenständig festzulegen.

Bei der Beurteilung der Gewerbesteuer sollte allerdings nicht 
übersehen werden, dass sie auch einige Anforderungen an 
eine geeignete kommunale Steuer erfüllt. Sie knüpft an der 
lokalen Wirtschaftskraft an und schafft so Anreize für die Ge-
meinden, sich um Gewerbeansiedlungen zu bemühen. Auch 

5 Vgl. zum Folgenden: C. Fuest, M. Thöne: Substitution der Gewer-
besteuer: Eine Kombination aus Zuschlägen zur Einkommen- und 
Körperschaftsteuer und reformierter Grundsteuer, Referat anlässlich 
des Symposiums „Kommunale Steuer- und Finanzreform“ zur Feier 
des 75-jährigen Gründungsjubiläums des Finanzwissenschaftlichen 
Forschungsinstituts an der Universität zu Köln am 6. Dezember 2002, 
Köln. 

muss heutzutage auch die örtliche Bevölkerungsentwick-
lung ins Auge gefasst werden. Für zahlreiche Gemeinden 
in Deutschland werden sich demographische Veränderun-
gen – teils durch Alterung, teils durch Wanderung – in den 
kommenden Jahren zum dominierenden Strukturfaktor 
entwickeln; für viele Kommunen ist dies heute schon Rea-
lität. Die Demographiesensibilität der Steuerbemessungs-
grundlage muss also im Auge behalten werden – auch 
wenn klar ist, dass auf Dauer eine Entkopplung von Bevöl-
kerungsentwicklung und Steuereinnahmen weder sinnvoll 
noch machbar ist.

• Finanzielle Autonomie: Kommunen sollen über einen sig-
nifi kanten Teil ihrer Einnahmen eigenständig entscheiden 
können. Einnahmenautonomie hat nicht nur die Funktion, 
dass die Kommunen angemessen mit Steuereinnahmen 
ausgestattet sind. Es geht auch darum, die Verantwort-
lichkeit der Kommunalpolitik gegenüber den Bürgern und 
Steuerzahlern zu stärken und den Wettbewerb zwischen 
den Gemeinden zu ermöglichen. Erreicht wird dies mit He-
besatz- oder Zuschlagsrechten auf die wesentlichen kom-
munalen Steuerquellen.

• Interessenausgleich: Als pragmatische Version des Prin-
zips der fi skalischen Äquivalenz hat der Wissenschaftliche 
Beirat beim Bundesministerium der Finanzen (1982) den 
Grundsatz des Interessenausgleichs für Gemeindesteu-
ersysteme formuliert.4 Im Sinne einer Gruppenäquivalenz 
geht es darum, die Interessen unterschiedlicher Gruppen 
innerhalb einer Gemeinde auszugleichen. Die zentralen 
Gruppen sind hier die Wohnbevölkerung, die lokale Wirt-
schaft sowie die Haus- und Grundbesitzer. Leistungen, die 
vorwiegend einer Gruppe zugute kommen, sollten auch 
primär von dieser Gruppe fi nanziert werden. Die Finanzie-
rungslasten für gemeinsam genutzte öffentliche Leistun-
gen wären entsprechend zu teilen.

• Anknüpfung an die lokale Wirtschaftskraft: Ein klares fi ska-
lisches Band zu den örtlichen Unternehmen ist auch wich-
tig, damit in den Gemeinden ein Interesse an der Ansied-
lung von Unternehmen besteht. Das ist vor allem dann nicht 
selbstverständlich, wenn mit der Unternehmensansiedlung 
Belastungen für die Wohnbevölkerung einhergehen, bei-
spielsweise in Form erhöhten Verkehrsaufkommens. Oh-
ne fi nanzielle Anreize zur Gewerbeansiedlung besteht die 
Gefahr, dass Kommunen versuchen, eher die Funktion von 
Freizeit- und Wohnstädten auszuüben und sich bei Gewer-
beansiedlungen auf andere Gemeinden zu verlassen.

• Weitere Kriterien: Neben diesen spezifi schen kommunalen 
Aspekten sollte ein kommunales Einnahmensystem na-

4 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen: 
Gutachten zur Reform der Gemeindesteuern, Bonn 1982.
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matisch (wie bei einem Zuschlagsrecht auf Körperschaft- 
und unternehmerische Einkommensteuer).

• Die Gewichtung eines einwohnerbezogenen Elements 
kann sehr unterschiedlich ausfallen. Geht es um einen un-
gefähr aufkommensneutralen Ersatz des bisherigen Ge-
werbesteueraufkommens, so kann weiterhin das ganze 
Aufkommen bei den lokalen Unternehmen generiert wer-
den, oder aber es kommt zu einer graduellen Entlastung 
der Unternehmen und Belastung der Bürger. Letzteres ent-
spräche mehr dem Prinzip eines insgesamt ausgewogenen 
Interessenausgleichs. Es brächte aber eine Umverteilung 
zulasten der Bürger gegenüber dem Status quo mit sich, 
was lokalpolitische Vorbehalte verständlich macht. Wichtig 
ist hier auch die Form des einwohnerbezogenen Elements: 
Ausdehnung des bisherigen kommunalen Anteils an der 
Einkommensteuer ohne Zuschlagsrecht oder Einführung 
einer einkommensbezogenen Bürgersteuer bzw. Erhö-
hung des kommunalen Einkommensteuer-Anteils mit Zu-
schlagsrecht oder schließlich Erhöhung des kommunalen 
Umsatzsteueranteils (zwingend ohne Zuschlagsrecht).

• Hebesatz- oder Zuschlagsrechte bestimmen den Grad der 
Selbstbestimmung einer Kommune in ihrer Steuerpolitik. 
Keiner der wesentlichen Vorschläge verzichtet auf dieses 
Element. Dennoch kann diesen kommunalen Rechten ein 
sehr unterschiedliches praktisches Gewicht zukommen. 
Entscheidend sind hier die quantitative Bedeutung der 
zugeordneten Bemessungsgrundlagen und die Entschei-
dung für oder gegen obere und untere Limits. Auch die Fra-
ge, ob unternehmensbezogene Hebesätze und (etwaige) 
einwohnerbezogene Hebesätze gebunden oder unabhän-
gig voneinander variiert werden dürfen, kann für einzelne 
Gemeinden große Unterscheide nach sich ziehen.

Dies sind die wesentlichen Gestaltungsparameter der Ge-
meindefi nanzreform.6 Mit unterschiedlichen Gewichtungen 
der zur Verfügung stehenden Bausteine und ihrer Festlegung 
in den skizzierten Dimensionen ist das Spektrum der bis dato 
diskutierten Vorschläge weitgehend abgedeckt. Durch andere 
Kombinationen und Gewichtungen lassen sich viele weitere, 
(leicht) unterschiedliche Reformmodelle entwerfen.

Reformhindernisse und Wege zur Reform

Mit dem grob entworfenen „Baukasten Gemeindefi nanzre-
form“ lassen sich zahlreiche Modelle formulieren und durch-

6 Zumindest, soweit die Reform der Gewerbesteuer angesprochen ist. 
Viele Vorschläge sehen eine simultane Reform beider Realsteuern, 
d.h. auch der Grundsteuer vor. Wie C. Fuest, M. Thöne (Gemeinde-
fi nanzreform a.a.O.) zeigen, erhöht eine Simultanreform die Gestal-
tungsmöglichkeiten für die Kommunen signifi kant, wodurch der Be-
darf an Anpassung deutlich sinkt. Die Grundsteuer gilt zudem selbst 
seit langem als reformbedürftig. 

ermöglicht die Gewerbesteuer es, eine Schrumpfform des 
Interessenausgleichs umzusetzen, indem für die erfassten 
Unternehmen eine Besteuerung in Anlehnung an das Äqui-
valenzprinzip umgesetzt wird. Das Hebesatzrecht bei der Ge-
werbesteuer verschafft den Gemeinden eine gewisse Einnah-
menautonomie.

Ansatzpunkte zur Reform der Gewerbesteuer

Im Laufe der immer wieder auffl ammenden Diskussion zur 
Reform der Gewerbesteuer sind zahlreiche Modelle ent-
wickelt worden. Hier ist nicht der Raum, sie alle vorzustel-
len. Neben dem Modell eines höheren Umsatzsteueranteils 
nebst eines kommunalen Zuschlags auf Einkommen- und 
Körperschaftsteuer mit eigenem Hebesatz, wie vom Bun-
deskabinett bei Einsetzung der aktuellen Reformkommission 
zur Prüfung empfohlen, und neben dem Ansatz einer evo-
lutionären Weiterentwicklung der Gewerbesteuer stehen die 
„alten“ Vorschläge vom Bundesverband der Deutschen In-
dustrie/Verband der Chemischen Industrie, von der Bertels-
mann-Stiftung und von der Stiftung Marktwirtschaft wieder 
zur Diskussion. Eine steuersystematisch wichtige Rolle kön-
nen auch aktuelle Ansätze bieten, die das ursprünglich vom 
Wissenschaftlichen Beirat des Bundesfi nanzministeriums 
entwickelte Konzept einer kommunalen Wertschöpfungsteu-
er wieder aufgreifen.

Abstrahiert man von den mit ihren jeweiligen Urhebern ver-
bundenen Einzelvorschlägen, bieten alle Modelle eine Kombi-
nation von Festlegungen in mehreren Entscheidungsdimensi-
onen. Vereinfacht dargestellt müssen folgende Entscheidun-
gen getroffen werden:

• Die ökonomische Bemessungsgrundlage der Besteuerung 
der kommunalen Wirtschaft wird als die vollständige ört-
liche Wertschöpfung eines Unternehmens festgelegt oder 
lediglich als der unternehmerische Ertrag, oder sie liegt an 
einem steuertechnisch hergestellten Punkt zwischen die-
sen beiden Extrema, indem z.B. einer ertragsorientierten 
Steuer ertragsunabhängige Wertschöpfungskomponen-
ten beigemischt werden (wie z.B. bei der Gewerbesteuer 
in ihrer aktuellen Form). Mit dieser Festlegung wird über die 
Gewichtung von ertragsabhängigen und ertragsunabhän-
gigen Elementen der kommunalen Wirtschaftssteuer ent-
schieden.

• Der Kreis der zu erfassenden unternehmerischen Aktivi-
täten bzw. der erfassten Unternehmen kann auf größere, 
gewerbliche Unternehmen beschränkt bleiben oder einen 
größeren Teil der gesamten lokalen wirtschaftlichen Akti-
vitäten abdecken (Kleinunternehmen, Selbständige, Frei-
berufl er usw.). Je nach Ausgestaltung der kommunalen 
Wirtschaftssteuer erfolgt eine solche Ausdehnung explizit 
(wie bei einer Erweiterung der Gewerbesteuer) oder auto-
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agieren können.8 Theoretisch können bei freier Hebesatz-
wahl fi skalische Reformeinbußen dezentral wieder „her-
eingeholt“ werden. In der Praxis werden die Kommunen 
zwar nicht derart fl exibel und mitunter radikal reagieren. 
Aber in der Regel werden sie Verluste durchaus zum Teil 
kompensieren können, ohne dass der Gesetzgeber Vor-
sorge treffen müsste.

• Kompensationsfonds Gemeindefi nanzreform: Reformbe-
dingte Einnahmenverluste bei einzelnen Gemeinden kön-
nen auch explizit ausgeglichen werden. So wurde schon 
bei der Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer verfahren; 
der Schlüssel zur Verteilung der anstelle dessen zugewie-
senen Umsatzsteueranteile orientiert sich wesentlich am 
Aufkommen der vormaligen Steuer. Ein „Kompensations-
fonds Gemeindefi nanzreform“ könnte zeitlich begrenzt 
und degressiv ausgestaltet den Reformverlierern den 
Übergang zum neuen System erleichtern. Je nach Aus-
maß des reformbedingten Verlusts sollten in Härtefällen 
auch längere Ausgleiche nicht ausgeschlossen sein.9

• Steuerwahlrecht: Mit Blick auf die Historie der Nicht-Re-
formen der Gewerbesteuer sollte im Zweifelsfall erwogen 
werden, ein kommunales Steuerwahlrecht anzuerkennen. 
Konkret hieße dies, dass den einzelnen Kommunen das 
Recht zugestanden wird, bei der Gewerbesteuer zu blei-
ben oder das mehrheitlich favorisierte Alternativmodell zu 
wählen. Der jahrzehntelange Reformstillstand rührte aus 
der vermeintlichen Notwendigkeit, für alle Gemeinden – 
Nord wie Süd, West wie Ost, Reich wie Arm, Stadt wie 
Land – partout ein gemeinsames Modell umzusetzen. 
Aber das „One size fi ts all“-Modell für eine kommuna-
le Wirtschaftssteuer gibt es vielleicht einfach nicht. Ein 
Wahlrecht in dieser Hinsicht würde allerhand technische 
und administrative Umstellungen und anfänglichen Mehr-
aufwand erforderlich machen. Derartige Vorbehalte sind 
wichtig – allerdings vor allem aus zentraler Sicht. Der 
Bund und die Länder hätten mit einem Wahlrecht zwi-
schen zwei Modellen mehr Arbeit. Die Kommunen hätten 
mehr Steuerwettbewerb, und zwar gesunden Wettbe-
werb ohne „race to the bottom“. Vor allem aber hätten die 
Kommunen mehr Freiheit, das für sie passende Modell zu 
wählen. Damit wäre die Situation passé, dass mittlere bis 
große Gruppen der Gemeinden gegen ihre eigenen Inter-
essen majorisiert werden.

Die beiden ersten Punkte verweisen auf „automatische Sta-
bilisatoren“, deren Wirken in der neuen Reformrunde im Ge-
gensatz zu 2002-03 nicht unbeachtet bleiben sollte. Die bei-

8 Vgl. C. Fuest, M. Thöne: Gemeindefi nanzreform, a.a.O., mit ausführli-
chen Modellrechnungen. 

9 Vgl. C. Fuest, M. Thöne: Überlegungen zu einem „Kompensations-
fonds Gemeindefi nanzreform“, FiFo Köln, internes Arbeitspapier, Köln 
2006. 

testen. Je nach Ausgestaltung werden sie einzelne der oben 
skizzierten Kriterien für ein taugliches kommunales Steuer-
system besser, andere schlechter erfüllen. Gleichwohl kann 
nach den Erfahrungen mit den vergangenen Reformversu-
chen nicht erwartet werden, dass ein Modell sich bei allen 
Kriterien durchsetzen kann und von allen relevanten Akteu-
ren unisono befürwortet wird. Zwar sind systematisch erheb-
liche Verbesserungen gegenüber der bestehenden Gewer-
besteuer möglich, so viel ist klar. Aber selbst wenn es auf 
systematischer Ebene ein uneingeschränktes Optimalmodell 
gäbe, stünden der einmütigen Zustimmung noch die zu er-
wartenden Umverteilungseffekte entgegen.

Dies wurde bei den Auseinandersetzungen um die Gewerbe-
steuerreform 2002-03 überdeutlich. Ungeachtet aller Streit-
fragen in konzeptioneller Hinsicht, waren letztlich die erwar-
teten interkommunalen Umverteilungseffekte ausschlagge-
bend dafür, dass die Reformen auf Eis gelegt wurden und 
dass der von allen Seiten als unbefriedigend empfundene 
Status quo reüssieren konnte.

Jede Reform bewirkt eine interkommunale Umverteilung bei 
den Steuerbemessungsgrundlagen. Wird die überkomme-
ne Gewerbesteuer abgeschafft oder substanziell reformiert, 
so kann sich nicht alles ändern, nur beim Aufkommen alles 
beim Alten bleiben. In der Praxis wird die Frage, ob es zu 
Umverteilungseffekten kommt, schnell hinter die Frage nach 
der Dimension und den Betroffenen der interkommunalen 
Umverteilung zurücktreten. Verschiedene Modelle werden 
zu Umverteilungseffekten ganz unterschiedlicher Größe und 
Inzidenz führen.

Kein vernünftiger Weg ist es, das Modell mit der geringsten 
Umverteilung zu wählen. Denn hier landet man wieder beim 
Status quo. Kein vernünftiger Weg ist es, darauf zu hoffen, 
dass absehbare Reformverlierer aus Rücksicht auf „höhere 
Ziele“ ihre eigenen Interessen hintanstellen. Was also tun? 
Mit Blick auf eine wiederum von Verteilungsfragen gepräg-
te Konstellation seien abschließend vier Punkte genannt, die 
den Blick auf Reformen offen halten können:

• Die kommunalen Finanzausgleiche dämpfen Umvertei-
lungseffekte erheblich. Werden ihre Wirkungen berück-
sichtigt, stellt sich für viele Kommunen das Umvertei-
lungsproblem als weniger erheblich heraus.7

• Bei Steuern mit kommunalem Hebesatzrecht sind Um-
verteilungseffekte nicht genau zu prognostizieren, da die 
Gemeinden auf Änderungen ihrer Einnahmensituation re-

7 Vgl. S. Heilmann: Wechselwirkungen eines Zuschlagsmodells mit 
dem kommunalen Finanzausgleich, FiFo-Berichte Nr. 6, Köln 2006. 
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temberg (-237 Euro/Einwohner). Gegenüber dem Vorjahr 
ergab sich eine Veränderung um -444 Euro je Einwohner! 
Geraten nun auch die „reichen“ Südländer der Republik in 
die Finanzkrise? Wo stehen also die Kommunen? Welchen 
Anteil trägt die aktuelle Wirtschafts- und Finanzkrise an der 
Krise der Gemeindefi nanzen? Oder setzt sich hier nur – ver-
schärft – ein Trend fort, der seit mehr als 30 Jahren Bestand 
hat und der auf strukturellen Mängeln des Gemeindefi nanz-
systems beruht?

Die Verschlechterung der kommunalen Finanzsituation im 
Jahr 2009 um 15,8 Mrd. Euro ist in ihrer Größenordnung 
bisher einzigartig. Bei näherer Betrachtung zeigt sich aber 
ein sehr differenziertes Bild. In räumlicher Hinsicht stand 
der massiven Veränderung im schon erwähnten Bundes-
land Baden-Württemberg beispielsweise eine stabile Situa-
tion in Mecklenburg-Vor pom mern gegenüber. Dort war der 
Überschuss in den kommunalen Haushalten mit 49 Euro 
je Einwohner nur um 2 Euro kleiner als 2008. Alle ostdeut-
schen Bundesländer wiesen auch 2009 noch Pro-Kopf-
Überschüsse zwischen 66 Euro (Sachsen) und 7 Euro (Thü-
ringen) auf, in Durchschnitt waren es 47 Euro.1 Dies mag 
auch daran liegen, dass die Gewerbesteuer (-16,8%), die 
in Ostdeutschland nur eine untergeordnete Rolle spielt, die 
Haushaltsentwicklung nicht so stark beeinfl ussen konnte.

Die Gewerbesteuer, die im Bundesdurchschnitt um 19,7% 
gegenüber 2008 zurückgegangen ist, verursachte den Ein-
bruch der Gemeindefi nanzen aber nicht allein. Die Betrach-
tung der einzelnen Einnahmen- und Ausgabenarten gibt 
erste Hinweise auf die Ursachen und damit auch auf mögli-
che Gegenmaßnahmen:

• Zur Verschlechterung der Haushaltssituation um -15,8 
Mrd. Euro trug der Rückgang der Gewerbesteuer nur 
zu 38,8% bei. Davon wiederum war ein Teil durch Steu-

1 Vgl. vertiefend zur Einbindung der Kommunen in die Länderfi nanzen 
M. Junkernheinrich: Die fi skalische Einbindung der Kommunen in die 
deutschen Bundesländer, in: M. Junkernheinrich, S. Korioth, T. Lenk, 
H. Scheller, M. Woisin: Jahrbuch für öffentliche Finanzen 2009, Berlin 
2009, S. 195-219 (Schriften zur öffentlichen Verwaltung und öffentli-
chen Wirtschaft, Bd. 218).

Sollte dies nicht der Fall sein, können ein Kompensations-
fonds oder ein Steuerwahlrecht einen Weg weisen, beim 
Ergebnis der Reformdiskussion kein Déjà-vu zu den vorhe-
rigen Reformversuchen zu erleben. 

den folgenden Punkte weisen auf weitergehende Optionen 
hin, die gewiss nicht klar, elegant und einfach wären. Man 
kann hoffen, dass sich ein einvernehmliches Steuermodell 
zu Ablösung der althergebrachten Gewerbesteuer fi ndet. 

Die Krise der Gemeindefi nanzen ist ein Klassiker in der 
politischen Diskussion der Bundesrepublik Deutschland. 
Das Bild des Abgrunds, an dem die Gemeinden fi nanziell 
stehen, ist oftmals bemüht worden und hat deshalb kaum 
noch einen Neuigkeitswert. Auch wurde das Thema in den 
letzten fünf Jahrzehnten schon von zahlreichen Reform-
kommissionen behandelt, und teilweise gab es sogar Re-
formen – zuletzt in den Jahren 2003 (Gewerbesteuer), 2005 
(Arbeitslosen- und Sozialhilfe) und 2008 (Gewerbesteuer). 
Am Problem selbst hat sich aber nichts Grundlegendes 
geändert. Die Problemschärfe hat jedoch zuletzt deutlich 
zugenommen. Kommt jetzt also wirklich der Absturz? Oder 
schafft die vor kurzem eingesetzte „Kommission zur Re-
form der Gemeindefi nanzen“ endlich den Durchbruch zu 
einer zukunftsfähigen Gemeindefi nanzierung?

Ein Durchbruch wäre angesichts der kaum veränderten 
Positionen der beteiligten Akteure eine Überraschung. Und 
ein Absturz? Möglicherweise haben wir uns an den Krisen-
diskurs gewöhnt und glauben nicht daran. Es ist bis jetzt 
ja immer alles gut gegangen. Wirklich? Der infrastrukturel-
le Sanierungsstau, Schwimmbadschließungen und andere 
Leistungskürzungen, aber auch der dramatische Zuwachs 
der kommunalen Kassenkredite belegen Anderes. Die neue 
Buchhaltung der Gemeinden zeigt zudem, dass einige 
Kommunen bereits in der Eröffnungsbilanz überschuldet 
waren. Und weitere sind konsequent auf dem Weg in die 
Überschuldung. Gibt es demnächst also viele kleine „Grie-
chenlands“ im Bundesgebiet? Seit Jahrzehnten passen 
Aufgaben, Ausgaben und Einnahmen nicht mehr zueinan-
der. Die Schuldenkurve zeigt unentwegt nach oben.

Zur Lage

Die Hoffnung in den Kommunen, die in den Jahren 2006 bis 
2008 mit den Überschüssen aufkeimte, hat die in der zwei-
ten Jahreshälfte 2008 einsetzende Finanzkrise wieder er-
stickt. In Summe erzielten die Kommunen im Jahr 2009 ein 
Defi zit von -7,2 Mrd. Euro (-94 Euro/Einwohner). Gegenüber 
dem Vorjahr war das eine Veränderung um -15,8 Mrd. Euro 
(-207 Euro/Einwohner). Am schlimmsten traf es die Kom-
munen im ansonsten fi nanziell verwöhnten Baden-Würt-
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sich damit entschulden konnten oder gar in der Lage wa-
ren, Polster anzulegen, dürften die Krise – bei allen damit 
verbundenen Leistungskürzungen und Einschränkungen 
für die Bürger – besser überstehen. Besonders hart trifft 
es aber wiederum diejenigen Kommunen, die schon zuvor 
nicht aus den Defi ziten herauskamen. In Rheinland-Pfalz, 
im Saarland und in Nordrhein-Westfalen verfestigt sich – 
wie die kommunalen Kassenkredite zeigen – die Krisensi-
tuation (vgl. Abbildung 1).2 Und der Kreis der betroffenen 
Kommunen dürfte angesichts der durch die Bankenkrise 
ausgelösten deutlichen Verschärfung der Konjunkturkrise 
größer werden. Dies ist möglicherweise der Anstoß dafür, 
dass Kommunen, die bisher mit ihren Konsolidierungsbe-
mühungen so „über die Runden kamen“, nun auch in eine 
Abwärtsspirale hineingezogen werden. Die Finanzkrise 
lässt mithin die Schwächen des Gemeindefi nanzsystems 
noch offener zu Tage treten, als es ein „normaler“ Konjunk-
turabschwung getan hätte.

Die Kernprobleme

Die zentralen Probleme der kommunalen Finanzsituati-
on können in drei, unabhängig von der Finanz- und Wirt-
schaftskrise, bestehenden Aspekten verortet werden:

2 Vgl. M. Junkernheinrich, G. Micosatt: Kommunaler Finanz- und Schul-
denreport Deutschland 2008, Bertelsmann Stiftung (Hrsg.), Gütersloh 
2008. F. Boettcher, M. Junkernheinrich unter Mitarbeit von G. Mico-
satt: Kommunaler Finanz- und Schuldenreport Nordrhein-Westfalen, 
Bertelsmann Stiftung (Hrsg.), Gütersloh 2010. F. Boettcher, S. Brand, 
M. Junkernheinrich unter Mitarbeit von G. Micosatt: Kommunaler 
Finanz- und Schuldenreport Rheinland-Pfalz, Bertelsmann Stiftung 
(Hrsg.), Gütersloh (Veröffentlichung in Vorbereitung), 2010. Einzel-
städtische Daten sind dem „Wegweiser Kommune“ der Bertelsmann 
Stiftung zu entnehmen; siehe unter http://wegweiser-kommune.de.

errechtsänderungen bedingt, die die Unternehmen in 
der Krise entlasten sollten (z.B. Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz). Allerdings erhielten die Gemeinden auch 
zusätzliche Investitionszuweisungen aus dem Konjunk-
turpaket – ein zumindest temporärer Ausgleich für die 
Verluste aus den dauerhaften Steuerrechtsänderun-
gen. Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer war 
mit 12,6% an der Haushaltsentwicklung beteiligt.

Insgesamt entfällt also nur gut die Hälfte der negativen Ent-
wicklung auf die Einnahmenseite. Der Rest ist ausgaben-
seitig bedingt:

• Die Netto-Sozialausgaben stiegen 2009 mit 5,4% erneut 
stark an. Ihr Wachstum trug mit 10,7% zur Ergebnisver-
schlechterung bei. Hier wirkt eher der langfristige Trend, 
der nicht allein durch die Kosten der Unterkunft, sondern 
auch durch das weitere Wachstum bei der Jugendhil-
fe und der Eingliederungshilfe für Behinderte bestimmt 
wird.

• Die Sachinvestitionen legten 2009 um 5,4% zu. Auch 
dieses trug mit 7,0% zur Verschlechterung des Haus-
haltsergebnisses bei. Die Zunahme der Investitionen ist 
aber anders zu bewerten als die Zunahme der Sozial-
ausgaben, da hier auch Infrastrukturen erhalten oder ge-
schaffen werden, die der Daseinsvorsorge für die Bürger 
und als Vorleistungen für die Wirtschaft dienen.

• Die noch aufgrund der positiven Entwicklung der Jahre 
2006 bis 2008 realisierten Tarifabschlüsse im Öffentli-
chen Dienst bewirkten 2009 einen deutlichen Anstieg 
der Personalausgaben (4,9%). Sie trugen mit einem An-
teil von 13,0% zur Ergebnisverschlechterung bei. Der 
Anstieg der Personalausgaben dürfte sich vor dem aktu-
ellen Hintergrund nicht fortsetzen.

• Ein Sondereffekt ergab sich aus dem Erwerb von Betei-
ligungen und Kapitaleinlagen mit einem Nettovolumen 
von 2,6 Mrd. Euro. Er trug immerhin mit 16,6% zur ne-
gativen Haushaltsentwicklung bei. Ohne diese Transak-
tionen hätte die Verschlechterung gegenüber 2008 nur 
13,2 Mrd. Euro betragen und das Defi zit bei 4,5 Mrd. Eu-
ro gelegen.

In der Differenzierung nach Bundesländern stellt sich diese 
Verteilung der Defi zitfaktoren wiederum sehr unterschied-
lich dar. Ohne Vermögenstransfers hätten die bayerischen 
Kommunen auch im Jahr 2009 einen Überschuss von 116 
Euro je Einwohner erzielt; Baden-Württemberg läge „nur“ 
bei -157 Euro je Einwohner. Die aktuelle Krise trifft also vie-
le Kommunen hart, aber sie dürfte nicht durchgängig und 
nicht überall gleich stark sein. Viele Kommunen, die in den 
Jahren 2006 bis 2008 Überschüsse erwirtschaften und 
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Sicherung der kommunalen Finanzautonomie:
Ordnungspolitik und Nothilfe

Zur Sicherung bzw. Wiederherstellung der kommunalen 
Finanzautonomie sind – und dies ist seit Jahren im Kern 
unstreitig – die ordnungspolitischen Rahmensetzungen 
zu ändern (vgl. Abbildung 2). Hierzu bedarf es der Fort-
setzung der Gemeindefi nanzreform, mit der einerseits 
eine aufgabengerechte Finanzausstattung zu sichern 
und andererseits das Korrespondenzprinzip zu stärken 
ist. Angesichts der begrenzten fi skalischen Ressourcen 
auf allen staatlichen Ebenen ist die Forderung nach ei-
ner aufgabengerechten Finanzausstattung nicht mit ei-
ner kommunalen Einnahmenerhöhung gleichzusetzen. 
Vielmehr kann diese auch durch eine Aufgabenrückfüh-
rung erreicht werden. Hier sind aber aufgrund der ho-
hen Regulierungsintensität der kommunalen Aufgaben 
insbesondere Bund und Länder gefragt. Auf die Umset-
zung dieser Reformperspektiven mit hohem Blockade-
potential können die fi skalischen Problemkommunen 
aber nicht warten. Für die besonders belasteten Städte 
und Gemeinden, die sich bereits in einer Schulden- bzw. 
Vergeblichkeitsfalle befi nden, bedarf es eines kurzfris-
tig wirkenden Maßnahmenbündels, das sie wieder auf 
den Weg zu einer nachhaltigen Haushaltsführung bringt 
(Nachsorge) und diese mittels verbesserter haushalts-
rechtlicher Instrumentarien auch absichert (Vorsorge). 
Schließlich sollte die Hilfe auch dauerhaft wirken und 
künftig entstehende Disparitäten frühzeitig erkennen 
und beheben (vgl. Abbildung 2).

Die Gemeindefi nanzreform kann als politische Genera-
tionenaufgabe angesehen werden. Die kurzfristige Um-
setzung eines kommunalverträglichen Lösungsmodells 
ist hier nicht zu erwarten. Aber die nunmehr einberufene 
Gemeindefi nanzreformkommission kann die Reform wei-
tertreiben. Damit diese keine an Partikularinteressen ori-
entierten Ergebnisse produziert, ist es notwendig, dass 
die fi nanzpolitischen Prinzipien der Konnexität, der Äqui-
valenz und der Subsidiarität wieder einen höheren Stel-
lenwert erhalten. Gerade ihre Missachtung ist mitverant-
wortlich für die heutige Situation.3 Wenn Nutzer und Auf-
traggeber kommunaler Leistungen sich ihrer fi nanziellen 
Verantwortung für das Genutzte und Bestellte weiterhin so 
entziehen, kann es nicht besser werden. Mit anderen Wor-
ten: Wenn es zu keiner Einnahmenerhöhung kommt (weil 
kein Geld da ist), sollte die Aufgabenreduktion und nicht 
die Schuldenaufnahme – insbesondere von Kassenkredi-
ten – die logische Konsequenz sein. Dies gilt im Übrigen 
nicht nur für die Aufgaben an sich, sondern auch für die 

3 Vgl. M. Junkernheinrich: Reform des Gemeindefi nanzsystems. Mis-
sion Impossible?, in: Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung, Jg. 
72 (2003), H. 3, S. 423-443.

• Ganz offensichtlich sind die langfristig bestehenden 
regio na len bzw. lokalen Unterschiede mit der Gefahr 
einer Abwärtsspirale für fi skalische Problemkommu-
nen, insbesondere in den westdeutschen Flächenlän-
dern mit hohem Arbeitsplatzabbau und Bevölkerungs-
ver lusten zu fi nden (vgl. Abbildung 1). Hier kumulieren 
quasi alle Probleme wie in einem Brennglas, z.B. An-
passungsdefi zite im wirtschaftlichen Strukturwandel, 
unzureichende Steuerbasis, Überwälzung der Kosten 
der bundeseinheitlich geregelten sozialen Grund-
sicherung durch eine nicht hinreichende fi nanzielle 
Alimentierung, unzureichendes Instrumentarium der 
Kommunalaufsicht, aber auch mangelnde Anpas-
sungsfl exibilität vor Ort. Hier ist mit der nicht mehr 
gegebenen nachhaltigen Finanzwirtschaft auch die 
Aufrechterhaltung der Einheitlichkeit der Lebensver-
hältnisse im Bundesgebiet massiv in Frage gestellt.

• Die kommunalen Sozialausgaben sind das prägnan-
te Beispiel dafür, wie in einem föderalen Bundesstaat 
Aufgaben von einer höheren Staatsebene defi niert, 
bei der Delegation der Aufgabenerfüllung auf eine un-
tere Ebene aber nicht hinreichend fi nanziell ausgestat-
tet werden bzw. die Anpassung der Finanzausstattung 
im Zeitverlauf nicht oder nicht hinreichend erfolgt. So 
werden auch bei defi zitären Haushalten neue Aufga-
ben geboren, ohne Verzicht bei bestehenden zu üben. 
Dies gilt sowohl für den Bundesgesetzgeber als auch 
für die Länder, die über den Kommunalfi nanzausgleich 
entsprechende Anpassungen der Finanzmassendota-
tion vornehmen könnten. Die Sozialausgaben wach-
sen mittlerweile unablässig und auch unabhängig vom 
Konjunkturverlauf. Hier greift das Konnexitätsprinzip 
nicht. Lediglich die Einführung der Pfl egeversicherung 
war ein Lichtblick und insofern mögliche Perspektive 
für eine Regelung der Eingliederungshilfe.

• Die wachsenden Aufgaben und Ausgaben der Kom-
munen treffen auf ein unzulängliches Gemeindesteu-
ersystem. Einerseits besteht immer noch eine hohe 
Konjunkturabhängigkeit, insbesondere der Gewer-
besteuer. Andererseits werden die Gemeinden bei 
steuerpolitischen Entscheidungen immer gleich mit 
in die Wohltaten des Staates eingebunden. Am Bei-
spiel des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes oder 
des Kindergeldes wird die Abhängigkeit der Kommu-
nen von der Bundesgesetzgebung deutlich. In dieser 
Verfl echtungssituation müssen die Kommunen mitfi -
nanzieren, ohne dass der Bund gleichzeitig von sei-
nen bei den Kommunen bestellten Leistungen etwas 
zurücknimmt bzw. Kommunen auf der Ausgabensei-
te entlastet. Die kommunalen Finanzausgleichssys-
teme kompensieren dies im Regelfall nicht oder nur 
unzureichend.
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Aufgaben einer Reform

Eine der primären Aufgaben einer Gemeindefi nanzre-
form ist die Wiederherstellung einer konnexitätsorientier-
ten Finanzierung der Sozialausgaben. Hier ist nicht nur 
der Bund als verantwortlicher Gesetzgeber gefordert, 
sondern auch die Länder mit der Dotierung und der be-
darfsgerechten Ausgestaltung des Kommunalfi nanzaus-
gleichs. Darüber hinaus haben die Stärkung der wirt-
schaftsbezogenen Kom munalsteuer, die Neugestaltung 
der Grund steuer und die Einführung einer Bürgersteuer 
eine hohe Priorität:

• Die Sozialhilfefi nanzierung ist unter Berücksichtigung 
des Konnexitätsprinzips („Wer die Musik bestellt, der 
soll auch zahlen!“) zu reformieren. Hier ist an eine Kom-
binationsstrategie aus einer Rückführung sozialhilfe-
fremder Ausgaben in das Sozialversicherungssystem, 
einer Finanzierungsbeteiligung des Bundes5 und der 
bedarfsgerechten Dotierung und Verteilung des Sozi-
allastenausgleichs im kommunalen Finanzausgleich zu 
denken. Besondere Aufmerksamkeit ist zukünftig der 
kommunalen Grundsicherung sowie der Eingliederungs-
hilfe für Behinderte zu widmen.

• Die Verteilungsmasse im kommunalen Finanzausgleich 
ist aufgaben- und bedarfsgerecht auszustatten. An-

5 Bereits M. Junkernheinrich: Neuverteilung der Sozialhilfelasten, 
Schriften des Ruhr-Forschungsinstituts für Innovations- und Struk-
turpolitik e. V., Nr. 1, Bochum 1990.

Standards, die verlangt werden. Der Wiederaufbau Haitis 
würde mit deutschen Standards scheitern. In Deutsch-
land scheitert die Sanierung einer Schule oder die Neu-
einrichtung einer Bushaltestelle nicht selten an den kost-
spieligen Sicherheitsbestimmungen. Im Ergebnis wird 
angesichts der haushaltswirtschaftlichen Realität dann 
weder die Sanierung durchgeführt noch die Sicherheit er-
höht.4

Eine Gemeindefi nanzreform muss alle Beteiligten, d.h. 
Bund, Länder, Kommunen und schlussendlich auch den 
Bürger im Blick haben. Da alle Akteure nicht unschuldig 
an der Situation sind, sollten auch alle ihren Lösungs-
beitrag leisten (vgl. Abbildung 3). Darüber hinaus dürfen 
aber auch nicht diejenigen vergessen werden, die in der 
– scheinbar – „zweiten“ Reihe die Gemeindefi nanzen 
mit beeinfl ussen. Als erste ist hier die Europäische Uni-
on zu nennen, die außer Förderprogrammen auch eine 
Fülle von Richtlinien und Verordnungen im Angebot hat. 
Ferner sind diejenigen zu nennen, die unser Leben si-
cherer machen wollen – mit noch mehr Verordnungen 
und teuren Vorgaben. Letztlich dürfen diejenigen nicht 
vergessen werden, die in Verbänden und Vereinen auch 
Ansprüche anmelden und Standards defi nieren. Sie sind 
zwar keine primären Ansprechpartner in Sachen Ge-
meindefi nanzreform, aber auch sie können nicht außer-
halb der fi nanzpolitischen Prinzipien agieren.

4 Vgl. S. Locke: Der kontrollierte Wahnsinn, in: Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung, Nr. 13 vom 4.4.2010.
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Jahren 2003 und 2008 wurden Schritte in die richtige 
Richtung unternommen, z.B. Transparenzgewinn durch 
Abschaffung der Verrechnungsmöglichkeiten bei Kür-
zung des Messbetrages, höhere Berücksichtigung der 
Fremdkapitalzinsen zur stärkeren Gleichbehandlung von 
Eigen- und Fremdkapital, Reduzierung der Gewerbe-
steuerumlage zur Entfl echtung der Finanzen von Bund 
und Ländern gegenüber den Gemeinden. Dennoch ist 
die Gleichbehandlung aller lokalen Unternehmen und 
wirtschaftlich tätigen Personen sowie aller Wertschöp-
fungsbestandteile noch lange nicht gewährleistet.

• Die Reform der Grundsteuer ist dringend erforderlich. 
Die bestehende Bemessungsgrundlage ist kompliziert 
zu berechnen; die verwendeten Wertansätze sind veral-
tet und führen zur steuerlichen Ungleichbehandlung von 
Grundstücken bzw. Immobilien. Daraus resultieren zwei 
Grundforderungen. Die Grundsteuer A ist abzuschaffen; 
die Besteuerung der Land- und Forst wirtschaft ist in die 
kommunale Wirtschaftssteuer zu integrieren. Die Grund-
steuer B ist auf ein einfacheres und zeitnäheres Bemes-
sungsverfahren umzustellen, das an den tatsächlichen 
Werten von Grundstücken anknüpft. Eine reformierte 
Grundsteuer B sollte als Bemessungsgrundlage an die 
von den Gutachterausschüssen festgestellten Boden-
richtwerte, multipliziert mit einem Faktor für die Nut-
zungsintensität, anknüpfen und möglichst weitgehend 

gesichts der Finanzierungsdefi zite bleibt die Sicherung 
einer fi nanziellen Mindestausstattung eine prioritär zu 
lösende Aufgabe. Dazu bedarf es der Entwicklung von 
sach gerechten Verfahren zur Bemessung und Aufteilung 
der Finanzmasse zwischen Bund, Ländern und Gemein-
den.6

• Das Gemeindesteuersystem braucht eine Stärkung 
der wirtschaftsbezogenen Kommunalsteuer mit einer 
breiten Bemessungsgrundlage, einem großen Kreis 
von Steu erpfl ichtigen und einem kom munalen Hebe-
satzrecht. Eine solche kommunale Unter nehmensteuer 
würde die star ken Aufkommensdisparitäten der verblie-
benen Gewerbeertragsteuer vermeiden und zu mehr 
Steuergerechtigkeit unter den zahlenden Unternehmen 
führen.7 Mit den Reformen der Gewerbesteuer in den 

6 Vgl. M. Junkernheinrich: Ist es möglich, die Aufgabenangemessenheit 
der kommunalen Finanzausstattung zu bestimmen? Finanzwissen-
schaftliche Überlegungen zur intraföderalen Finanzaufteilung, in: M. 
Junkernheinrich, H. Scheller, M. Woisin: Zwischen Reformidee und 
Funktionsanspruch, Berlin 2007, S. 173-192 (Forum Öffentliche Finan-
zen, Bd. 11).

7 Vgl. Bertelsmann Stiftung: Von der Gewerbesteuer zur kommunalen 
Wirtschaftssteuer, Gütersloh 2006. M. Junkernheinrich: Kommu-
nale Unternehmensbesteuerung unter Globalisierungsdruck, in: R. 
Robert, N. Konegen: Globalisierung und Lokalisierung. Zur Neube-
stimmung des Kommunalen in Deutschland, Münster 2006, S. 303-
318.

Abbildung 3
Ausgewählte fi nanzwirksame Beiträge zentraler Akteure

Quelle: Eigene Darstellung.
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kann heute von den Kommunen noch bereitgestellt werden. 
Viele Aufgaben, die die Kommunen von den Bürgern ein-
mal übernommen haben, werden sie künftig wieder selbst 
in die Hand nehmen müssen, während sich die Kommunen 
auf die zentralen Aufgaben zur Daseinsvorsorge konzent-
rieren müssen. Freiwilliges Engagement ist also gefragt 
und – so scheint es zumindest – fi ndet auch immer häufi ger 
statt. Hart wird es aber, wenn in den Problemkommunen 
alle Anstrengungen nicht ausreichen und die Bürger auch 
einen befristeten zusätzlichen Beitrag als Ultima ratio leis-
ten müssen.

Haushaltssicherungsviereck zur kommunalen 
Entschuldung

Mit Blick auf die besonders hoch verschuldeten Städte und 
Gemeinden lassen sich – ungeachtet der lokalen Verschul-
dungsbesonderheiten und ihrer Ursachen – einige Anhalts-
punkte zur Konzeption der dringend notwendigen Entschul-
dungsstrategie benennen (vgl. Abbildung 4).10 Leitlinie soll-
te es sein, das System der Schuldenbegrenzung und der 
Kommunalaufsicht dort, wo dies nicht gegeben ist, nach 
den Prinzipien einer nachhaltigen kommunalen Finanzwirt-
schaft und Haushaltspolitik weiterzuentwickeln (Präventi-
on). Zugleich müssen die hoch verschuldeten Kommunen 
einmalig in die Lage versetzt werden, nachhaltig zu haus-
halten (Rehabilitation). Die Überlegungen zum Umgang mit 
übermäßigen kommunalen Schulden sind auf zwei eng mit-
einander korrespondierende Ziele zu richten:

• den Ausgleich des Primärsaldos und

• die Rückführung der Schulden und damit die Verbesse-
rung des Finanzierungsergebnisses.

Ein ausgeglichener Primärsaldo ist ein Indikator für die 
Nachhaltigkeit der aktuellen Haushaltspolitik. Die Gemein-
den müssen in der Lage sein, ihre laufenden Aufgaben in-
nerhalb des eigenen Budgets ohne neue Schulden zu fi nan-
zieren. Die Beseitigung der strukturellen Unterfi nanzierung 
ist dabei die Grundvoraussetzung für die Vermeidung künf-
tiger Schulden. Mit dem Ausgleich des Primärsaldos allein 
ist es in den hochverschuldeten Gemeinden jedoch nicht 
getan. Ohne materielle Hilfe bei der Sicherung der Eigenka-
pitalbasis bzw. der Verbesserung des Finanzierungsergeb-

10 Vgl. dazu Stadt Mülheim a. d. Ruhr (Dezernat II/Finanzen) (Hrsg.): We-
ge aus der Schuldenfalle. Forderungen der Städte des Ruhrgebiets 
und des Bergischen Landes zur Gemeindefi nanzpolitik, Mülheim a. 
d. Ruhr 2008; M. Junkernheinrich: Staatliche Schuldenbegrenzung – 
Elemente eines mehrdimensionalen Lösungsansatzes, in: R. T. Baus, 
A. Eppler, O. Wintermann: Zur Reform der föderalen Finanzverfas-
sung in Deutschland. Perspektiven für die Föderalismusreform II im 
Spiegel internationaler Erfahrungen, Baden-Baden 2008, S. 127-146.

auf Befreiungstatbestände verzichten.8 Eine Erhöhung 
des Grundsteueraufkommens bei gleichzeitiger Kürzung 
der Ertragsteuern würde das Gemeindefi nanzsystem 
stärker mit internationalen Standards harmonisieren und 
damit auch die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts-
standorts stärken.

• Bürgerinnen und Bürger spüren ihren Beitrag zum kom-
munalen Steueraufkommen derzeit nicht direkt. Die 
Intransparenz schafft Fehlanreize in Bezug auf die An-
sprüche an die Kommunen sowie deren tatsächlicher 
Leistungskraft. Um dies zu beenden, sind der Gemein-
deanteil an der Lohn- und Einkommensteuer sowie die 
Kom pensationszahlungen im Familienleistungsaus-
gleich durch eine hohe kommunale Bürger steuer mit 
proportionalem Steuersatz zu ersetzen.9 Die Einführung 
einer kommunalen Bürgersteuer ist davon abhängig zu 
machen, dass andere Reformteile des Gemeindesteuer-
systems, insbesondere die Alimentierung bundesstaat-
lich geregelter Sozialleistungen, ebenfalls umgesetzt 
werden, damit die Bürger vor Ort nicht durch lokale He-
besatzerhöhungen für extern verursachte Finanzknapp-
heit zahlen müssen.

Angesichts des absehbaren Konsolidierungsbedarfs – auf 
allen Ebenen des Staates – sind die Bürger stärker einzube-
ziehen. Nicht alles, was früher (auch nicht) fi nanzierbar war, 

8 Vgl. im Einzelnen Bertelsmann Stiftung: Reform der Grundsteuer, Gü-
tersloh 2007.

9 Vgl. G. Färber, A. Fugmann-Heesing, M. Junkernheinrich: Reform 
der Gemeindefi nanzen. Ein Vorschlag der Bertelsmann Stiftung, Gü-
tersloh 2003. M. Junkernheinrich: Wege aus der fi nanziellen Hand-
lungsunfähigkeit. Über die Schwierigkeiten einer Reform der Gemein-
defi nanzen, in: Das neue Gesicht der Stadt. Strategien für eine urba-
ne Zukunft im 21. Jahrhundert, Heinrich-Böll-Stiftung (Hrsg.), Berlin 
2006, S. 85 ff.
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damit verbundene drastische Einengung des fi nanzpoliti-
schen Spielraums der Kommunen stößt in der Fachwissen-
schaft seit langem auf deutliche Kritik. Bereits seit Jahren 
wird deshalb eine nachhaltige Reform des kommunalen Fi-
nanzsystems gefordert, ohne dass es bislang zu tiefgreifen-
den Maßnahmen in diese Richtung gekommen wäre. Durch 
die aktuelle globale Finanz- und Wirtschaftskrise haben in 
den letzten Monaten auch in der Politik die Überlegungen 
zu einer Reform der Kommunalfi nanzen (wieder einmal) an 
Gewicht gewonnen. Ursächlich hierfür sind die teilweise 
drastisch zunehmenden Finanzierungsengpässe der Kom-
munen infolge konjunkturell bedingter Ausfälle bei den Ge-
werbesteuereinnahmen sowie aufgrund der Steuersenkun-
gen im Rahmen des auf der Bundesebene be schlossenen 
Wachstumsbeschleunigungsgesetzes. Wenn die derzeiti-
ge kommunale Finanzschwäche den Bund und die Länder 

• Zum Vierten ist die Einführung eines „Schuldensoli“ (z.B. 
Generationenbeitrag durch eine temporäre Erhöhung 
der Grundsteuer) für die Nutzer kommunaler Leistungen 
als präventiv wirkendes Sanktionsinstrument zu prüfen. 
Die Kosten der Verschuldung dürfen nicht nur auf nach-
folgende Generationen weiter gewälzt werden. Vielmehr 
sollten die Bürger diese auch unmittelbar spüren. Nur 
dann werden sie ihre Auffassungen dazu auch politisch 
artikulieren.

Resümee

Die Gemeindefi nanzreform ist politisch keine leichte Aufga-
be. Will man die Fahrt ins „fi skalische Nirwana“ bremsen, 
dann ist eine solche allerdings unverzichtbar. Angesichts 
der in den Problemkommunen aufgebauten Schuldenberge 
und der Unzulänglichkeiten des Gemeindefi nanzsystems, 
das die Entstehung von Problemkommunen derzeit eher 
begünstigt bzw. sogar fördert, sind grundlegende Ände-
rungen alternativlos. Ohne Schuldenabbau gibt es keine 
Voraussetzung für einen fi skalischen Neuanfang in den 
Problemkommunen. Ohne eine aufgabenangemessene 
Finanzausstattung fehlt die Basis für eine nachhaltige Ge-
meindefi nanzpolitik vor Ort. Und ohne neue Regeln besteht 
die Gefahr, dass die jetzige Situation erneut eintritt. „Grie-
chenland“ sollte Ansporn sein, es besser zu machen. Wenn 
jedoch alle Akteure auf Besitzstandswahrung beharren, 
wird am Ende keiner seinen Besitz wahren können. Aber 
wer macht den Anfang? Wer geht auf wen als erstes zu? Ein 
klassisches Gefangenendilemma.

nisses ist in vielen Städten und Gemeinden eine Rückfüh-
rung der Schulden nicht mehr möglich.

Die Weiterentwicklung des Sicherungssystems für eine 
nachhaltige Finanzwirtschaft soll – aufbauend auf einer 
aufgabenangemessenen Finanzausstattung – vier mit-
einander verfl ochtene Aspekte aufgreifen (vgl. Abbil-
dung 4):

• Zum Ersten ist das Regelwerk zum Umgang mit Haus-
haltsdefi ziten, übermäßiger Verschuldung und Eigenka-
pitalverzehr zu verbessern. Hier ist in einigen Bundeslän-
dern insbesondere der Umgang mit Kassenkrediten neu 
zu ordnen. Diese müssen wieder auf ihre Grundfunktion 
der Finanzierung unterjähriger Deckungslücken zurück-
geführt werden.

• Zum Zweiten ist an eine Neuausrichtung der Kommu-
nalaufsicht als unabhängige Institution zum Schutz der 
kommunalen Selbstverwaltung zu denken. Die Unab-
hängigkeit der Institution zielt darauf ab, dass nicht nur 
eine Kontrollfunktion, sondern auch eine Schutzfunktion 
erfüllt wird.

• Zum Dritten kann die Gewährung von Landeshilfen im 
Rahmen eines Schuldenfonds sinnvoll sein, um beson-
ders hoch verschuldete Kommunen überhaupt in die 
Lage zu versetzen, den neuen Regeln zu folgen. Die Ge-
währung dieser Hilfen ist an massive kommunale Eigen-
anstrengungen zu binden.

Martin T. W. Rosenfeld

Stärkung der Eigenverantwortlichkeit von Städten und Gemeinden 
ist wichtiger als mehr Geld!

Die Kommunen in Deutschland sind nicht nur die Hauptträ-
ger und -investoren im Bereich der Infrastruktur, sondern 
übernehmen darüber hinaus – gemäß ihrer jeweiligen Grö-
ße – unverzichtbare zentralörtliche Funktionen. Zudem lie-
fern die größeren Städte als Zentren von Kultur, Kreativität 
und Innovation sowie aufgrund der dort gegebenen Mög-
lichkeit, Ballungsvorteile zu realisieren, wesent liche Beiträ-
ge für die Wettbewerbsfähigkeit einer modernen Volkswirt-
schaft. Für die Erfüllung dieser Funktionen sind nicht zuletzt 
auch fi nanzielle Mittel erforderlich.

Öffentlichkeit und Politik billigen der kommunalen Ebene 
vielfach nicht die ihr aus ökonomischer Sicht zustehende 
Relevanz zu, was u.a. auf die zunehmende Dominanz des 
Bundes bei der Gesetzgebung sowie die allgemeine Zen-
tralisation im öffentlichen Sektor zurückzuführen ist. Die 
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jetzt dazu bringen könnte, sich auf eine Reform der Kom-
munalfi nanzen zu verständigen, so wäre dies grundsätzlich 
positiv zu bewerten. Die Reform sollte sich jedoch nicht in 
Einzelmaßnahmen erschöpfen, durch welche die gegebe-
nen grundsätzlichen Mängel des heutigen kommunalen 
Finanzsystems unter Umständen sogar noch weiter ver-
schärft werden könnten. Genau genommen benötigen die 
Kommunen nicht mehr Geld, sondern mehr Eigenverant-
wortlichkeit – gefordert ist mithin eine umfassende Struk-
turreform, bei der auch die länderspezifi schen Regelungen 
auf den Prüfstand gestellt werden sollten.

Vorschläge zum Ausbau der kommunalen 
Besteuerungsrechte 

In der fi nanzwissenschaftlichen und stadtökonomischen 
Diskussion besteht hinsichtlich der Frage, welche Rech-
te die Kommunen im Bereich der Besteuerung erhalten 
sollten, grundsätzlich seit längerer Zeit eine große Über-
einstimmung. Zunächst wird nahezu unisono verlangt, 
dass die Kommunen den größten Teil ihrer Ausgaben aus 
Steuereinnahmen (und nicht aus Finanzzuweisungen oder 
gar Krediten) decken und hierbei die Steuersätze (oder zu-
mindest: Hebesätze) autonom festlegen können sollten. 
Zuweisungen werden von der Länderebene bestimmt und 
bleiben nur bedingt längerfristig stabil. Sie können für ihre 
Empfänger weder der Forderung nach kommunaler Auto-
nomie noch dem Grundsatz der Flexibilität entsprechen, 
demzufolge den Kommunen eine diskretionäre Anpassung 
der Einnahmen an Schwankungen der Ausgaben, aber 
auch an Veränderungen der jeweiligen Bemessungsgrund-
lage von Abgaben (z.B. des Einkommens), möglich sein 
sollte. Dieser Aspekt verdient besonders vor dem Hinter-
grund der Nachteile einer zu hohen öffentlichen Verschul-
dung Beachtung. Denn ohne eine hinreichende Flexibilität 
der Steuereinnahmen bleibt den Kommunen kurzfristig 
vielfach nur die Möglichkeit, sich über den Kreditmarkt zu 
fi nanzieren.

Einigkeit herrscht auch darüber, dass die Steuereinnah-
men der Kommunen wenig konjunkturabhängig sein soll-
ten, und dass mit Hilfe der Besteuerung ein intrakommu-
naler Interessenausgleich gewährleistet werden soll, d.h., 
dass alle wesentlichen lokalen „Stakeholder“-Gruppen 
jeweils mit einer Steuerart zu den kommunalen Einnah-
men beitragen sollten.1 Dabei ist es sinnvoll, die Belastung 
durch die kommunale Steuer für die Steuerzahler spürbar 
und nachvollziehbar zu gestalten. Auf der einen Seite wird 
hierdurch das Interesse der Stakeholder verstärkt, sich da-
rüber zu informieren, wie die Kommunen die abgeführten 

1 Vgl. hierzu grundlegend: Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesmini-
sterium der Finanzen: Gutachten zur Reform der Gemeindesteuern in 
der Bundesrepublik Deutschland, Bonn 1982, S. 30.

Mittel einsetzen, und deren ineffi ziente Verwendung gege-
benenfalls zu sanktionieren. Auf der anderen Seite erhalten 
die Kommunalpolitiker durch die gruppenbezogenen Ab-
gaben einen zusätzlichen Anreiz, die Interessen der einzel-
nen Stakeholder-Gruppen zu berücksichtigen und einzelne 
Gruppen nicht einseitig zu bevorzugen.

Darüber hinaus wird eine möglichst geringe räumliche 
Streuung des kommunalen Steueraufkommens gefordert, 
um auch distributiven Ziel setzungen zu entsprechen. Hier-
für spielt der in Deutschland gegebene parteiübergreifen-
de Grundkonsens eine Rolle, wonach eine Mindestaus-
stattung mit kommunaler Infrastruktur (z.B. Grundschulen, 
Feuerwehr) in jeder Kom mu ne vorhanden sein sollte. Dies 
wird auch unter dem Grundsatz der „Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse“ diskutiert.

In der wissenschaftlichen Diskussion werden kaum Zweifel 
daran gelassen, dass das gegenwärtige kommunale Steu-
ersystem nicht den genannten Grundsätzen entspricht. 
Beweglich (über die Festlegung kommunaler Hebesätze) 
sind nur die Gewerbesteuer und die Grundsteuer. Die Ge-
werbesteuereinnahmen sind aufgrund der heutigen Aus-
gestaltung der Besteuerung stark konjunkturabhängig. 
Die Beteiligung der Kom munen an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer ähnelt einer (recht kompliziert gestalteten) 
Vergabe von Finanzzuweisungen durch den Bund an die 
Kommunen, eigene kommunale Gestaltungsmöglichkei-
ten gibt es hier nicht. Zudem: Weder die Einkommen- noch 
die Umsatzsteuerzahler wissen darüber Bescheid, wel-
che Teile ihrer Zahlungen bei ihrer Kommune ankommen. 
Dem Grundsatz des Interessenausgleichs wird folglich 
nicht entsprochen. Zwar sind die Detailregelungen der ho-
rizontalen Verteilung der Einkommen- und Umsatzsteuer 
tendenziell dazu geeignet, der distributiven Zielsetzung zu 
entsprechen. Es fehlt aber an einer hinreichenden Trans-
parenz dieser Rege lungen und der mit ihnen intendierten 
Verteilungswirkung. Eine Erhöhung des kommunalen An-
teils an der Einkommensteuer oder an der Umsatzsteuer 
würde zwar kurzfristig mehr Mittel in die kommunalen Kas-
sen spülen – das Problem der Fremdbestimmung der kom-
munalen Einnahmen würde damit aber weiter zementiert 
werden. An der Grundsteuer wird vor allem kritisiert, dass 
sie für die Steuerzahler nur wenig spürbar ist und dass für 
die Steuerbemessung veraltete Immobilienwerte herange-
zogen werden.

Zur Reform der Gemeindefi nanzen werden zumeist die 
Einführung einer Bürgersteuer (mit kommunalem Hebe-
satzrecht) bzw. eines kommunalen Hebesatzrechts auf 
Teile der Einkommensteuer, die Weiterentwicklung der Ge-
werbesteuer zu einer kommunalen Unternehmens- oder 
Wertschöpfungsteuer (mit kommunalem Hebesatzrecht) 
sowie eine Modernisierung der heutigen Grundsteuer vor-
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bundesdurchschnittlichen Hebesätzen) auf die Umsatzsteu-
erschuld von Unternehmen angerechnet werden könnte.3 In 
der Folge würde sich die Mehrbelastung der Unternehmen 
begrenzen lassen.

Neuordnung des Systems der Finanzzuweisungen

Es greift zu kurz, die Einnahmeseite der Kommunen zu be-
trachten, ohne die länderspezifi schen Regelungen des Kom-
munalen Finanzausgleichs (KFA) zu berücksichtigen. Die im 
Rahmen des KFA an die Kommunen verteilten Zuweisungen 
sind mit einer ganzen Reihe von negativen Effekten verbun-
den, die auch zu den aktuellen Finanzproblemen der Kom-
munen beigetragen haben dürften. Unter anderem können 
sie auf der Seite der Bürger sowie der kommunalen Entschei-
dungsträger zu „Fiskalillusionen“4 führen. Da die Zuweisun-
gen (anders als Steuern) für die Kommunen scheinbar „kos-
tenlos“ sind, wird einer ineffi zienten Mittelverwendung und ei-
ner Überdimensionierung der lokalen Infrastruktur Vorschub 
geleistet. Dies ist insbesondere bei Investitions zuweisungen 
(für den Bau oder Erhalt von kommunaler Infrastruktur) zu 
erwarten, die fast ausschließlich zweckgebunden vergeben 
werden. Hierbei spielt auch die Tendenz der kommunalen 
Entscheidungsträger eine Rolle, nach Möglichkeit alle „In-
vestitionszuweisungs-Töpfe“ der Landesebene zu nutzen – 
ungeachtet der zumeist erforderlichen Ko-Finanzierung der 
Investitionen aus kommunalen Eigenmitteln sowie der mögli-
chen Folgekosten. Hierunter leiden die politische Kultur (Ten-
denz zur „Fördermentalität“) und das bürgerschaftliche En-
gagement. Gerade durch die Investitionszuweisungen kommt 
es zudem auf der Länderebene zu hohen Verwaltungskosten, 
die weiter gesteigert werden, wenn die Länder für die von 
ihnen fi nanziell alimentierten Bereiche der kommunalen Auf-
gabenerfüllung zusätzliche Regulierungen einführen. Dem-
gemäß sollten die zweckgebundenen Zuweisungen deutlich 
reduziert werden, zumal in vielen Fällen die von der Ländere-
bene gewünschten Lenkungseffekte der Zweckzuweisungen 
nicht zustande kommen, sondern Mitnahmeeffekte auftreten.

Die Finanzierung der kommunalen Aufgabenerfüllung mit 
Hilfe von vertikalen Zuweisungen (von der Landesebene an 
die Kommunen)5 sollte aus der Sicht der Theorie des Fiskal-
föderalismus und speziell zur Umsetzung des von Mancur 

3 Vgl. W. Scherf: Ersatz der Gewerbesteuer durch eine anrechenbare 
Wertschöpfungsteuer, in: Wirtschaftsdienst, 82. Jg. (2002), H. 10, 
S. 603-608.

4 Zum Begriff der Fiskalillusion vgl. z.B. W. E. Oates: On the Nature and 
Measurement of Fiscal Illusion: A Survey, in: G. Brennan, B. S. Grewel, 
P. Groenwegen (Hrsg.): Taxation and Fiscal Federalism: Essays in 
Honour of Russell Mathews, Sydney 1988, S. 65-82.

5 Aus theoretischer Sicht wären zur Kompensation von externen Ef-
fekten der zentralen Orte eigentlich horizontale Finanzzuweisungen 
zwischen den Kommunen die richtige Lösung. In der Praxis kommen 
derartige Transfers aber nur in Ausnahmefällen zustande, so dass üb-
licherweise die Landesebene einspringen muss.

geschlagen.2 Hinsichtlich der Grundsteuerreform werden ins-
besondere eine Bemessung aufgrund aktueller Immobilien-
werte und eine spürbarere Belastung des Grundvermögens 
angestrebt. Diese Reformvorschläge könnten die kommunale 
Autonomie stärken und den intrakommunalen Interessen-
ausgleich verbessern. Unternehmen, private Haushalte und 
Grundeigentümer würden jeweils mit einer Steuerart zu den 
kommunalen Einnahmen beitragen. Es würde eine unmittel-
bare fi nanzielle Beziehung zwischen den Steuerzahlern und 
ihrer jeweiligen Kommune hergestellt werden. 

Die Unternehmens- oder Wertschöpfungsteuer könnte 
sämtliche unternehmerischen Aktivitäten in einer Kommu-
ne erfassen und belasten – nicht nur die Großbetriebe, wie 
dies bei der heutigen Gewerbesteuer tendenziell der Fall ist. 
Die Vorschläge zu einer kommunalen Unternehmens- oder 
Wertschöpfungsteuer sehen auch vor, dass im Vergleich zur 
heutigen Gewerbesteuer die Bemessungsgrundlage durch 
ertragsunabhängige Elemente der lokalen Wertschöpfung 
deutlich erweitert werden sollte. In Verbindung mit der Re-
novierung der Grundsteuer würde dies die Konjunkturabhän-
gigkeit reduzieren sowie die Steuereinnahmen für die struk-
turschwachen Kommunen anheben, und dies nicht zuletzt 
auch in den ostdeutschen Kommunen. Soweit damit noch 
nicht der politisch gewünschte Grad an Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse zwischen den Kommunen erreicht wer-
den kann, sollten die Steuerregelungen jedoch nicht weiter 
– intransparent – modifi ziert werden, sondern vielmehr Fi-
nanzzuweisungen im Rahmen des Kommunalen Finanzaus-
gleichs (KFA) erfolgen. Die renovierte Grundsteuer könnte es 
den Kommunen auch zusätzlich ermöglichen, lenkend in die 
Nutzung von Immobilien einzugreifen und damit Maßnahmen 
zum Stadtumbau zu sanktionieren. Spürbare Belastungen 
von leer stehenden Gebäuden oder sogenannten Brown-
fi elds könnten dazu beitragen, die Reaktivierung nichtgenutz-
ter Immobilien zu beschleunigen.

Während über die dargestellte Grundstruktur einer Umge-
staltung der kommu nalen Besteuerungsrechte in der wissen-
schaftlichen Debatte ein weitgehender Konsens besteht, gibt 
es hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung deutliche Un-
terschiede zwischen den vorliegenden Vorschlägen, die hier 
nicht alle im Detail erörtert werden können. Von besonderer 
Bedeutung erscheinen jene Detailvorschläge, die sich auf die 
Frage nach der politischen Durchsetzbarkeit der Reformmaß-
nahmen richten. Hier verdient das in den angelsächsischen 
Ländern bekannte Instrument der Tax Credits Aufmerksam-
keit. So ist u.a. vorgeschlagen worden, dass die Zahlung der 
Wertschöpfungsteuer teilweise (unter Zugrundelegung von 

2  Vgl. hierzu u.a. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium 
der Finanzen, a.a.O.; Reform der Gemeindefi nanzen – Ein Vorschlag 
der Bertelsmann-Stiftung (unter Mitwirkung von G. Färber, A. Fug-
mann-Heesing, M. Junkernhein rich), Gütersloh 2003.



Wirtschaftsdienst 2010 | 5
303

Zeitgespräch

• „Zentralitätstransfers“ könnten von der Länderebene an 
die Kommunen mit zentralörtlichen Leistungen gezahlt 
werden, wobei der effektive Grad an Zentralität einer Kom-
mune zugrunde gelegt werden sollte. 

• „Entgelttransfers“ könnten zur Finanzierung jener kommu-
nalen Leistungen gezahlt werden, deren Niveau und Kos-
ten (wesentlich) vom Bund oder vom jeweiligen Bundes-
land bestimmt werden. Bei einer entsprechenden Ausge-
staltung könnte damit dem Konnexitätsprinzip besser als 
bisher entsprochen werden; gerade für strukturschwache 
Kommunen mit hohen Be lastungen durch Sozialausgaben 
könnte es bereits hier durch zu einer Verbesserung der fi -
nanziellen Lage kommen.

• „Kompensatorische Transfers“ könnten die Aufgabe erhal-
ten, für eine Mindestausstattung der Kommunen mit Leis-
tungen der Daseinsvorsorge und mithin für eine räumliche 
Umverteilung zugunsten der strukturschwachen Kommu-
nen zu sorgen. Für diese Transferart wären eindeutige und 
vor allem nachvollziehbare Anspruchskriterien zu defi nie-
ren, nach denen die Mittel vergeben werden sollen.

Reform der kommunalen Aufgaben und Abbau 
kommunaler Ausgaben

Auf der Ausgabenseite der kommunalen Haushalte sieht es 
nicht besser aus als bei den Einnahmen. Hier ist es im Zeit-
verlauf zu immer mehr Beschränkungen durch Vorgaben und 
Regulierungen des Bundes und der Länder ge kommen – mit 
der Folge einer Fremdbestimmung großer Teile der kommu-
nalen Ausgaben. Die durch den Bund und die Länder verur-
sachten kommunalen Lasten werden bislang nur in Ansätzen 
durch Kompensationszahlungen – wie sie gemäß dem Kon-
nexitätsprinzip allgemein gefordert werden – abgegolten. 
Solange entsprechende Regelungen, wie z.B. die oben vor-
geschlagenen Entgelttransfers, nicht realisiert sind, ist weiter 
damit zu rechnen, dass es zur Vergabe von „Wohltaten“ durch 
Bund und Länder zulasten der Kommunen kommen wird.

Zur Rechtfertigung der immensen Verfl echtungen zwischen 
den Kommunen und den anderen staatlichen Ebenen wird 
zumeist auf die hohe Komplexität unseres heutigen Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystems verwiesen. Es ist aber 
zu fragen, ob die heutigen institutionellen Regelungen die 
beste Lösung zur Berücksichtigung komplexer Sachver-
halte und externer Effekte der dezentralen Aufgabener-
füllung darstellen. Alternativ zu den heutigen Formen der 
Verfl echtung wäre daran zu denken, dass Bund und Län-
der weniger die Inputseite als vielmehr die Outputseite 
der kommunalen Leistungserstellung regeln könnten. Im 
Bereich der Schulen z.B. könnte die Wahl der geeigne-
ten Faktorkombination (einschließlich des Einsatzes von 
Lehrkräften) vollständig den Kommunen überlassen wer-

Olson postulierten „Prinzips der Fiskalischen Äquivalenz“6 in 
erster Linie erfolgen, um externe Effekte auszugleichen, die 
von einer Kommune infolge der Bereitstellung von zentralört-
lichen Leistungen auf ihr jeweiliges Umland ausgehen. Eben-
so entsprechen Zuweisungen von der Landesebene an die 
Kommunen dann den theoretischen Anforderungen, wenn 
sie für eine Finanzierung von solchen Leistungen vergeben 
werden, die von den Kommunen im Auftrag des Bundes, der 
Landesebene oder gemäß bestimmter Richtlinien des jewei-
ligen Landes erstellt werden. Schließlich kann mit Finanzzu-
weisungen versucht werden, eine räumliche Umverteilung 
zugunsten strukturschwacher Kommunen zu erreichen.

Den genannten Anforderungen soll die Vergabe von allge-
meinen Zuweisungen im Rahmen der KFA-Systeme der 
einzelnen Bundesländer grundsätzlich bereits heute ge-
recht werden. Dies erfolgt allerdings mit einem in höchstem 
Maße intransparenten Regelwerk, aus dem die eigentliche 
Intention und die jeweils gewollte Lenkungswirkung kaum 
eindeutig entnommen werden kann. So werden externe Ef-
fekte aufgrund von zentralörtlichen Aufgaben der größeren 
Kommunen in erster Linie mit Hilfe der sogenannten Einwoh-
nerveredelung abgegolten: Mit einer wachsenden Zahl der 
Einwohner einer Kommune wird die reale Einwohnerzahl bei 
der Ermittlung des dem KFA zugrundeliegenden Finanzbe-
darfs der betreffenden Kommunen nicht lediglich „einfach“ 
(zu 100%) berücksichtigt, sondern mit Gewichtungsfaktoren 
multipliziert, die relativ zur Einwohnerzahl zunehmen. Darü-
ber hinaus werden kreisfreie Städte fi skalisch besonders be-
handelt, indem für sie im KFA eine spezielle Finanzmasse zur 
Verfügung gestellt wird. Allerdings haben diese Regelungen 
nicht ausschließlich die Aufgabe, externe Effekte zentraler 
Orte zu berücksichtigen, sondern sollen darüber hinaus auch 
die Kosten der kommunalen Pfl ichtaufgaben berücksichti-
gen, bei denen die Politik von einem in Relation zur Gemein-
degröße überproportionalen Anstieg ausgeht. Die tatsächli-
che Zentralität einer Kommune und damit ihre tatsächliche 
Belastung durch zentralörtliche Aufgaben kommen in der 
Einwohnergewichtung mithin nur sehr indirekt zum Ausdruck.

Die mit dem KFA verbundenen Ziele ließen sich transparenter 
und effektiver erreichen, wenn für jedes der Ziele eine geson-
derte Trans ferart eingeführt werden würde:7

6 Vgl. M. Olson: The Principle of „Fiscal Equivalence“ – The Division of 
Responsibilities Among Different Levels of Government, in: American 
Economic Review, Vol. 59 (1969), Papers and Proceedings, S. 479-
487. „Fiskalische Äquivalenz“ liegt demnach dann vor, wenn eine 
räumliche Deckungsgleichheit zwischen der Gruppe der Nutzer und 
den Finanzierern einer öffentlichen Leistung sowie jener Personen-
gruppe realisiert ist, die über die Entscheidungsrechte zur Gestaltung 
der betreffenden Leistung verfügt.

7 Vgl. H. H. Blotevogel u.a.: Gleichwertige Lebensverhältnisse: Eine 
wichtige gesellschaftspolitische Aufgabe neu interpretieren!, Positi-
onspapier aus der Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
(ARL), Nr. 69, Hannover 2006.
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die halbe Wahrheit. Denn durch die Einführung der Doppik 
wird nunmehr offengelegt, dass viele Kommunen keinerlei 
Abschreibungen auf ihr Sachvermögen erwirtschaften und 
stattdessen Jahr für Jahr hochdefi zitäre Ergebnisrechnungen 
vorlegen. Etliche Gemeinden sind deshalb bereits bilanziell 
überschuldet und bei vielen anderen schmilzt das verbliebe-
ne Eigenkapital in einem Schwindel erregenden Tempo.

Es steht außer Frage, dass die betroffenen Kommunen in 
den nächsten Jahren alle Anstrengungen zur Konsolidie-
rung ihrer Haushalte von der Ausgabenseite her unterneh-
men müssen. Aber in Anbetracht von Defi ziten in den Er-

sind. Allerdings sollten Überlegungen zum Schuldenabbau 
erst ganz am Ende der Reformüberlegungen stehen. Denn 
die Überschuldung zahlreicher Kommunen ist auch eine Fol-
ge der heutigen Finanzierungs regelungen. Auch wegen der 
geringen Spielräume bei der Besteuerung ist die Verschul-
dung bislang der wesentliche Hebel einer Kommune, um 
den Haushalt auszugleichen. Solange keine grundlegenden 
Strukturreformen vorgesehen werden, wäre nach einer Ent-
schuldung über kurz oder lang wieder mit einem Anstieg der 
Schuldenberge einer Kommune zu rechnen. Da die gegen-
wärtigen Strukturen von Bund und Ländern zu verantwor-
ten sind, sind beide Ebenen auch mitverantwortlich für die 
kommunalen Schulden. Folglich sollten sowohl der Bund als 
auch die Länderebene an Programmen zur Entschuldung der 
Kommunen fi nanziell beteiligt werden. 

Politische Realisierbarkeit der Reformvorschläge

In den vergangenen Jahren sah es nie so aus, dass die darge-
stellten Reformmaßnahmen eine realistische Aussicht auf 
politische Umsetzung haben könnten. Die Auswirkungen 
der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise haben jetzt zwar 
bewirkt, dass sich Landes- und Bundespolitiker mit den 
Möglichkeiten einer Verbesserung der kommunalen Finanz-
situation befassen. Es ist jedoch zu befürchten, dass die Po-
litik dazu tendieren könnte, die gegenwärtigen Strukturen im 
Wesentlichen fortzuschreiben und lediglich an der einen oder 
anderen Stelle für eine Entlastung der Kommunen zu sorgen. 
Hierfür dürfte eine Rolle spielen, dass eine nachhaltige Struk-
turreform immer dazu führen wird, dass einzelne Gruppen 
von Kommunen oder Steuerzahlern ungünstiger als zuvor da-
stehen werden. Vielleicht ließen sich die Reformwiderstände 
etwas abbauen, wenn gerade die strukturstarken Kommu-
nen dazu bereit wären, im Gegenzug für mehr Gestaltungs-
spielräume auf fi nanzielle Ressourcen zu verzichten.

den, wenn sich die Länder darauf beschränken würden, be-
stimmte Lernziele vorzugeben. 

Um die Effi zienz der kommunalen Leistungserstellung zu stei-
gern, richten sich in einigen Bundesländern die Hoffnungen 
darauf, die kommunalen Kosten mit Hilfe einer drastischen 
territorialen Vergrößerung der Kommunen zu reduzieren. 
Neuere Untersuchungen haben jedoch gezeigt, dass ent-
sprechende Effekte allenfalls in einzelnen Budgetbereichen 
auftreten können, während es in anderen sogar zu gemein-
dereforminduzierten Kostensteigerungen kommen dürfte.8 
Vielfach noch nicht ausgeschöpfte Potentiale zur Effi zienz-
steigerung liegen im Bereich der interkommunalen Koope-
ration. Darüber hinaus werden in den Kommunen öffentli-
che Mittel vielfach verschwendet. Dies ließe sich teilweise 
vermeiden, wenn die zuvor erläuterten Strukturreformen im 
Bereich der kommunalen Einnahmen realisiert würden. Als 
Beispiel für Fehlallokationen sei hier die Tendenz der kommu-
nalen Entscheidungsträger zur Annahme zweckgebundener 
Finanzmittel genannt, die vielfach zu Maßnahmen führt, die 
für die kommunalen Entwicklungsziele eher kontraproduktiv 
sind.

Maßnahmen zum Abbau der kommunalen Schulden

Die bisher betrachteten Reformmaßnahmen können keine 
nachhaltige Verbesserung der kommunalen Finanzsituation 
bewirken, wenn nicht auch an die Probleme jener Kommu-
nen gedacht wird, die bereits in hohem Maße verschuldet 

8 Vgl. P. Haug, C. Michelsen: Reform kommunaler Verwaltungsstruktu-
ren: Zentralisierung bringt nicht nur Effi zienzvorteile, in: Wirtschaft im 
Wandel, 11/2007, S. 403-413. G. Heimpold, M. T. W. Rosenfeld: Was 
bringt eine Zentralisierung gemeindlicher Verwaltungsstrukturen? 
– Befunde aus Fallstudien in sachsen-anhaltischen Kommunen, in: 
Wirtschaft im Wandel, 1/2008, S. 45-52.

Zweifelsohne stecken die Kommunen nach dem dramati-
schen Einbruch ihrer Steuereinnahmen in ihrer schwersten 
Finanzkrise seit Gründung der Bundesrepublik Deutsch-
land. In vielen Städten und Gemeinden reichen die Steu-
ereinnahmen und weitgehend ausgeschöpfte Kostende-
ckungsgrade bei Gebühren und Beiträgen bei weitem nicht 
mehr aus, um aus der laufenden Verwaltungstätigkeit einen 
positiven Cash Flow zu erzielen.

Die bis zum Ende des Jahres 2009 aufgelaufenen Liquidi-
tätskredite von bundesweit fast 35 Mrd. Euro sind für sich 
genommen schon erschreckend genug, zeigen aber nur 

Ingolf Deubel

Das kommunale Steuersystem braucht nicht weniger, sondern mehr 
Selbstverwaltung
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gebnisrechnungen, die trotz jahrelanger Konsolidierungs-
anstrengungen nicht kleiner, sondern immer größer wer-
den, fehlt in vielen Gemeinden zunehmend die Phantasie, 
wie alleine durch weitere Einsparungen jemals wieder ein 
Haushaltsausgleich erzielt werden kann.

Hilfe vom Bund oder den Ländern?

Von daher ist nur zu verständlich, dass sich die verzweifel-
ten Blicke der Vertreter der kommunalen Spitzenverbände 
immer stärker auf den Bund und die Länder richten. Im 
Vordergrund stehen dabei Hoffnungen auf Umverteilun-
gen der Steuereinnahmen zugunsten der Kommunen, eine 
Erhöhung der Kostenbeiträge von Bund und Ländern bei 
pfl ichtigen Aufgaben, eine Absenkung der vorgegebenen 
Standards oder sogar die Übernahme bisher kommunaler 
Aufgaben durch den Bund oder die Länder.

In Anbetracht der noch schlimmeren Finanzsituation bei 
Bund und Ländern, die aufgrund der Einführung der Schul-
denbremse zur Entwicklung radikaler Konsolidierungspfa-
de bis zum Jahr 2016 beim Bund bzw. bis 2020 bei den 
Ländern zwingt, erscheint eine Umverteilung zu Gunsten 
der Kommunen ziemlich illusionär. Im Gegenteil, mit der An-
kündigung weiterer Steuersenkungen baut der Bund zeit-
gleich zusätzliche Drohkulissen für die weitere Entwicklung 
der kommunalen Finanzen auf.

Auch die kommunalen Forderungen nach einer Absenkung 
von Standards, z.B. bei der Einführung des Rechtsanspru-
ches auf einen Kindergartenplatz, dürften nach den Erfah-
rungen aus den Föderalismusreformkommissionen I und II, 
in denen der Bund gegenüber den Ländern zu keinerlei 
substantiellen Zugeständnissen bei der Lockerung von 
Standards bereit war, auch zukünftig beim Bund (und wohl 
auch den Ländern) auf wenig Gegenliebe stoßen.

Einrichtung einer Gemeindefi nanzkommission

Die einzige halbwegs realistische Möglichkeit zur Verbesse-
rung der kommunalen Finanzsituation liegt deshalb im Be-
reich des kommunalen Steuersystems. Auf den ersten Blick 
scheint der Bund dies auch so zu sehen, denn immerhin 
hat er ja am 4. März 2010 eine Gemeindefi nanzkommission 
mit dem erklärten Ziel einer Stabilisierung der kommunalen 
Finanzen eingerichtet. Im Kleingedruckten wird allerdings 
sehr schnell deutlich, dass es weniger um die Entwicklung 
eines kommunalfreundlichen Steuersystems geht, sondern 
vor allem um einen erneuten Anlauf zur Abschaffung der 
Gewerbesteuer.

Die zur Kompensation vorgeschlagenen erhöhten Kommu-
nalanteile an der Mehrwertsteuer und ein kommunales Zu-
schlagsrecht bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer 

würden zwar die Konjunkturabhängigkeit verringern, an-
sonsten aber die Qualität des kommunalen Steuersystems 
noch weiter verschlechtern. Diese Pläne werden deshalb 
von den kommunalen Spitzenverbänden zu Recht vehe-
ment abgelehnt.

Anforderungen an das geltende kommunale 
Steuersystem

Die Anforderungen an ein selbstverwaltungsfreundliches 
und ökonomisch rationales kommunales Steuersystem 
sind (zumindest in der Wissenschaft) relativ unstrittig. Aus 
der Sicht der Kommunen muss ein solches System aus-
reichend ergiebig sein, die Bemessungsgrundlagen soll-
ten sich wachstumsproportional entwickeln und möglichst 
konjunkturunabhängig sein, ihre Verteilung sollte den unter-
schiedlichen Aufgaben und Belastungen der Gemeinden 
entsprechen, und die Kriterien der gruppenmäßigen Äqui-
valenz sollten beachtet werden.

Um hinreichende lokale Selbstverwaltungsspielräume zu 
eröffnen, sollte die Steuerbelastung durch die Kommunen 
für die Steuerpfl ichtigen transparent und fühlbar sein und 
den Gemeinden weitgehende Hebesatzrechte eingeräumt 
werden, bei deren Ausübung aber ebenfalls das Prinzip der 
gruppenmäßigen Äquivalenz zu beachten ist. Aus der Sicht 
der Steuerpfl ichtigen sind die Postulate der Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit, der Willkürfreiheit und der Ein-
fachheit zu beachten.

Es ist offensichtlich, dass die Komponenten des aktuellen 
kommunalen Steuersystems diesen Anforderungen sowohl 
einzeln, als auch in ihrer Gesamtwirkung nur sehr unzurei-
chend entsprechen.

Überfällige Reform der Grundsteuer

Am besten schneidet noch die Grundsteuer B ab. Sie be-
lastet im Prinzip sowohl die Wohnbevölkerung, als auch 
(soweit sie Immobilien und Grundstücke nutzen) die orts-
ansässigen Unternehmen. Die Kritik setzt deshalb auch 
nicht an der Steuer an sich, sondern nur an den völlig ver-
alteten Einheitswerten an. Mit dem Vorschlag von Bayern 
und Rheinland-Pfalz liegt allerdings schon seit dem Jahr 
2004 ein zwischen den Ländern weitgehend einvernehmli-
ches Reformmodell vor, dessen Umsetzung der Bund zwar 
schon mehrfach versprochen, allerdings immer wieder auf 
die lange Bank geschoben hat.

Eigentlich böte die Gemeindefi nanzkommission nun den 
geeigneten Rahmen, den vielfachen Ankündigungen end-
lich Taten folgen zu lassen, aber erstaunlicherweise steht 
die Modernisierung der Grundsteuer B bisher nicht auf der 
Tagesordnung.
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Wirtschaftsverbände werden ihren Kampf gegen die Ge-
werbesteuer aber wohl erst dann einstellen, wenn sie ab-
geschafft ist oder zumindest alle ertragsunabhängigen 
Komponenten beseitigt sind.

Es erscheint deshalb dringend geboten, nochmals da-
rüber nachzudenken, ob es nicht doch möglich ist, die 
Interessen der Kommunen an einer sich möglichst ste-
tig entwickelnden wirtschaftskraftbezogenen Steuer mit 
Hebesatzrecht mit den genauso legitimen Interessen der 
Unternehmen auf einen möglichst weitgehenden Verzicht 
auf ertragsunabhängige Steuerbelastungen zu verbinden.

Dass der nahezu unversöhnlich erscheinende Interessen-
gegensatz zwischen Kommunen und Wirtschaft durch-
aus aufl ösbar ist, ist mit dem § 35 EStG bereits nachge-
wiesen. Mit der Unternehmensteuerreform 2008 wurde 
dieser Paragraph so umgeformt, dass die Gewerbesteu-
erbelastung bei Personenunternehmern bis zu einem 
Hebesatz von 380 vollständig mit der Einkommensteu-
erschuld (soweit auf gewerblichen Einkünften beruhend) 
verrechnet werden kann. Da sich zugleich auch der So-
lidaritätszuschlag entsprechend vermindert, kommt es 
bei Hebesätzen, die unterhalb von 400,9 liegen, sogar 
zu einer (vom Gesetzgeber offensichtlich übersehenen) 
Überkompensation, die bei Hebesätzen bis 380 immerhin 
5,5% beträgt.

Umso erstaunlicher ist es, dass viele Personenunter-
nehmer sich trotz dieser Überkompensation immer noch 
höher belastet fühlen als z.B. Freiberufl er, die aus rein 
historischen Gründen keine Gewerbesteuer zahlen. Bei 
der kommunalen Forderung nach einer Einbeziehung der 
Freiberufl er in die Gewerbesteuerpfl icht geht es deshalb 
auch keineswegs um eine eventuelle Mehrbelastung der 
Steuerpfl ichtigen, sondern nur darum, ob die Betriebsge-
meinden im Sinne der gruppenmäßigen Äquivalenz von 
allen Unternehmen eine wirtschaftsbezogene Steuer er-
halten oder nur von einem kleinen Teil.

Würden weitere Unternehmergruppen (z.B. Freiberufl er) 
bei der Anwendung des § 35 EStG einbezogen, entstün-
den Mindereinnahmen bei der Einkommensteuer und dem 
Solidaritätszuschlag. Diese würden allerdings zu 45,5% 
den Bund belasten, zu 40,3% die Länder und zu 14,2% 
die Wohngemeinden. Diese Verschiebungen müssten na-
türlich an anderer Stelle ausgeglichen werden.

Warum nicht auch eine Verrechnungsmöglichkeit für 
Kapitalgesellschaften?

Für Kapitalgesellschaften gibt es bisher keine Verrech-
nungsmöglichkeit wie sie im § 35 EStG besteht. Das 
bedeutet, dass bei Kapitalgesellschaften auch beim 

Bürgersteuer anstatt des Gemeindeanteils an der 
Einkommensteuer?

Relativ positiv fällt auch das Urteil über den Gemeinde-
anteil von 15% an der Einkommensteuer aus, der bun-
desweit den Kommunen immerhin jährliche Einnahmen 
von rund 24 Mrd. Euro in die Kassen bringt. Die Wohn-
bevölkerung einer Gemeinde trägt damit entsprechend 
ihrer Leistungsfähigkeit (gemessen am Einkommen, aber 
beschränkt auf Sockelbeträge) zur Finanzierung der kom-
munalen Aufgaben bei.

Die Hauptkritik richtet sich auch nicht gegen die individu-
elle Belastung als Anteil der normalen Einkommensteu-
er, sondern dagegen, dass den meisten Lohn- und Ein-
kommensteuerpfl ichtigen gar nicht bewusst ist, dass ein 
Anteil von 15% ihrer Einkommensteuer auf äußerst ver-
schlungenen Pfaden in die Kasse der eigenen Gemeinde 
gelangt. Ein kommunaler Steuerbescheid oder gar der 
Ausbau zu einer Bürgersteuer mit einem von der Gemein-
de festzulegenden (proportionalen) Steuersatz auf das zu 
versteuernde Einkommen könnte den unmittelbaren Zu-
sammenhang zwischen den von der Wohnbevölkerung 
mittels politischer Entscheidungsprozesse gewünsch-
ten kommunalen Leistungen und der dafür notwendigen 
steuerlichen Belastung herstellen und für die Bürger- und 
Wählerschaft transparent machen.

Verrechnung mit der Einkommensteuer als 
Konfl iktlöser

Die Einführung einer solchen Bürgersteuer hat zur Zeit 
allerdings sicherlich nicht die höchste Priorität, sondern 
sollte erst dann angegangen werden, wenn für die lokale 
Unternehmensbesteuerung eine dauerhafte, sich mög-
lichst stetig entwickelnde und mit einem umfänglichen 
Hebesatzrecht ausgestattete Lösung umgesetzt ist. Eine 
solche wirtschaftsbezogene Steuer wird nur dann stabil 
sein können, wenn sie sowohl bei den Gemeinden als 
auch bei der Wirtschaft auf Akzeptanz stößt.

Die Gemeinden haben ein Interesse daran, möglichst die 
gesamte lokale Wertschöpfung aller vor Ort tätigen Un-
ternehmen in der Bemessungsgrundlage zu erfassen, 
und sie wollen das Hebesatzrecht erhalten. Damit stehen 
sie in einem offensichtlichen Gegensatz zu den durchaus 
nachvollziehbaren Interessen der Unternehmen, die sich 
strikt gegen jede Art von ertragsunabhängiger Besteue-
rung wenden.

Die Erfahrungen der letzten 30 Jahre zeigen, dass sich 
die Sichtweise der Wirtschaft mit der Abschaffung von 
Lohnsummensteuer (1980) und Gewerbekapitalsteuer 
(1998) bisher schon weitgehend durchgesetzt hat. Die 
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nungsmodell entscheiden, ergäbe sich eine völlig ande-
re Ausgangslage.

Da aufgrund der Verrechnung eine Zusatzbelastung des 
Faktors Arbeit gar nicht erst entsteht und auch die steu-
erliche Belastung der weiteren ertragsunabhängigen 
Komponenten der Wertschöpfung durch die Verrech-
nung vermieden wird, entfallen fast alle bisherigen Ge-
genargumente.

Die einzige Ausnahme entstünde durch das im Artikel 28 
GG verbriefte Hebesatzrecht der Gemeinden. Eine öko-
nomisch rationale Verrechnung dürfte natürlich nicht, 
wie beim § 35 EStG, auf die tatsächliche Gewerbe-
steuerlast begrenzt werden, sondern sollte sich (wegen 
des Solidaritätszuschlags) am durch 1,055 dividierten 
bundesdurchschnittlichen Hebesatz (von zur Zeit rund 
389%) orientieren. Dass es dann bei unterdurchschnitt-
lichen Hebesätzen zu Überkompensationen kommt und 
bei überdurchschnittlichen nur eine Teilkompensation 
erfolgt, ist zur Vermeidung von Fehlanreizen bei den Ge-
meinden ökonomisch geboten und ein gewolltes Ergeb-
nis des Hebesatzrechts.

Das Problem einer ertragsunabhängigen Belastung wä-
re in einem solchen Verrechnungsmodell weitgehend 
entschärft. Bei einem durchschnittlichen Steuersatz von 
2% auf die gesamte Wertschöpfung und einem indivi-
duellen Steuersatz in einer Gemeinde, der mit 2,5% um 
25% über dem Durchschnitt läge, würden Lohnkosten, 
Zinskosten, Mieten etc. jeweils zusätzlich mit 0,5% be-
lastet, so dass z.B. ein Kredit mit einem Zinssatz von 
genau 4% zu einer Belastung von 4,02% und ein Stun-
denlohn von z.B. 16 Euro zu einer Belastung von 16,04 
Euro führen würden. Die ertragsunabhängige Zusatzbe-
lastung wäre also selbst bei einem um 25% über dem 
Durchschnitt liegenden Hebe satz so gering, dass davon 
selbst in Krisenzeiten keine existenziellen Gefahren aus-
gehen dürften.

Umsatzsteuerbeteiligung und 
Gewerbesteuerumlagen beseitigen

Die Einführung eines solchen Verrechnungsmodells wür-
de natürlich verschiedene Kompensationsbedarfe mit 
sich bringen. Als Ausgleich zur Verrechnungsmöglich-
keit bei Kapitalgesellschaften müsste z.B. die Körper-
schaftsteuer auf einen Satz von rund 28,3% angehoben 
werden und die Anteilsverhältnisse bei Einkommen- und 
Umsatzsteuer wären entsprechend anzupassen.

Noch sinnvoller wäre es allerdings, wenn im Zuge einer 
solchen Reform gleich zwei weitere Fehlentwicklungen 
des kommunalen Steuersystems, nämlich die abzu-

Ausbleiben von Erträgen noch eine Gewerbesteuerlast 
verbleiben kann. Aus der Sicht der Kommune ist dies 
sinnvoll, denn ihre Kosten entstehen ja ebenfalls er-
tragsunabhängig, aus der Sicht des Unternehmens kann 
diese Belastung dagegen in Krisenzeiten existenzge-
fährdend werden.

Um diesen Konfl ikt zu entschärfen, ist es naheliegend, 
auch bei Kapitalgesellschaften eine Verrechnungsmög-
lichkeit für die Gewerbesteuer einzuführen. Als Ver-
rechnungssteuer böte sich zunächst einmal die Körper-
schaftsteuer an. Allerdings wäre dies nur sinnvoll, wenn 
die Gewerbesteuerpfl icht auch zukünftig auf körper-
schaftsteuerpfl ichtige Kapitalgesellschaften beschränkt 
bliebe.

Im Sinne der gruppenmäßigen Äquivalenz ist diese Ein-
schränkung aber nicht vertretbar. Aus der Sicht einer 
Kommune ist es im Prinzip von der Kostenseite her völlig 
egal, ob für jeweils 1000 Beschäftigte eines Unterneh-
mens, eines Krankenhauses, einer Hochschule oder ei-
ner Behörde das Straßennetz, der ÖPNV oder sonstige 
Infrastruktureinrichtungen vorgehalten werden müssen. 
Von daher spricht vieles dafür, möglichst alle wirtschaft-
lich tätigen Institutionen mit ihrer gesamten Wertschöp-
fung als Bemessungsgrundlage für eine wirtschafts-
kraftbezogene kommunale Steuer mit Hebesatzrecht im 
Sinne des Artikels 28 GG heranzuziehen.

Dann wäre eine Verrechnung mit der Körperschaftsteuer 
natürlich nicht mehr möglich. Ähnliches gilt für die Um-
satzsteuer, die ebenfalls nicht von allen wirtschaftlichen 
Institutionen zu entrichten ist. Die pragmatisch sinnvolls-
te Variante dürfte deshalb die Verrechnung mit der für 
die jeweiligen Beschäftigten abzuführenden Lohnsteuer 
darstellen.

Da der gegenüber der bisherigen Gewerbesteuer auf-
kommensneutrale Steuersatz auf die gesamte Wert-
schöpfung im Durchschnitt bei weniger als 2% liegen 
würde und die Lohnsumme durchschnittlich etwa 60% 
zur Nettowertschöpfung beiträgt, dürfte das abzufüh-
rende Lohnsteuervolumen im Regelfall deutlich oberhalb 
der Belastung mit einer kommunalen Wertschöpfung-
steuer liegen, so dass eine Verrechnung relativ einfach 
realisierbar wäre.

Wegen der zusätzlichen Belastung des Faktors Arbeit ist 
1980 die Lohnsummensteuer abgeschafft worden und 
die Einführung einer Wertschöpfungsteuer, wie sie der 
Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der 
Finanzen bereits 1982 vorgeschlagen hatte, ist aus dem 
gleichen Grund bis heute chancenlos geblieben. Würde 
man sich auch bei Kapitalgesellschaften für ein Verrech-
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führenden diversen Gewerbesteuerumlagen und der Ge-
meindeanteil an der Umsatzsteuer, korrigiert würden. Eine 
Beteiligung von Bund und Ländern an einer verstetigten 
Gewerbe- bzw. Wertschöpfungsteuer würde ökonomisch 
keinen Sinn mehr ergeben und der Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer erfüllt bis auf seine stetige Entwicklung kein 
einziges Kriterium eines ökonomisch rationalen kommuna-
len Steuersystems und stellt faktisch nur eine nicht zweck-
gebundene Zuweisung dar.

Umso unverständlicher sind die Überlegungen der Bun-
desseite, diesen Anteil möglicherweise im Zuge einer Ab-
schaffung der Gewerbesteuer noch weiter zu erhöhen. Aus 
kommunaler Sicht wäre damit kein Schritt nach vorne ver-
bunden, sondern eher ein weiterer Schritt auf dem Weg in 
die Knechtschaft.

Der sicherlich gut gemeinte Vorschlag des Vorsitzenden der 
FDP, den Gemeinden sogar ein Hebesatzrecht an der Um-
satzsteuer einzuräumen, wäre nur dann praktikabel, wenn 
jeder einzelnen Gemeinde innerhalb der EU eine eigene 
Mitgliedschaft eingeräumt würde. Aber so weitgehend war 
dieser Vorschlag vermutlich nun doch nicht gemeint.

Die Beseitigung der Gewerbesteuerumlagen und des Ge-
meindeanteils an der Umsatzsteuer würden natürlich wei-
tere Korrekturbedarfe bei der Verteilung der Einkommen-
steuer zwischen Bund, Ländern und Gemeinden auslösen. 
Die dabei entstehenden Probleme erscheinen aber lösbar. 
Mögliche Verwerfungen zwischen den Gemeinden inner-
halb der einzelnen Bundesländer ließen sich im Rahmen 
der kommunalen Finanzausgleiche abfedern.

Mehr kommunale Selbstverwaltung und ein 
konjunkturgerechtes Steuersystem

Insgesamt gesehen erhielten die Gemeinden als Ergebnis 
einer solchen Reform neben einer leistungsfähigen Grund-
steuer endlich einmal eine sich stetig entwickelnde und 
weitgehend konjunkturunabhängige, breit basierte wirt-
schaftskraftbezogene Steuer mit Hebesatzrecht, und das 
grundgesetzlich verbriefte Recht auf kommunale Selbst-
verwaltung würde auf diese Weise erheblich an Substanz 
gewinnen.

Den Preis dafür müssten der Bund und die Länder in Form 
einer stärkeren Konjunkturabhängigkeit ihrer eigenen Steu-
ereinnahmen zahlen. Wirtschafts- und konjunkturpolitisch 
wäre eine solche Entwicklung allerdings wegen der damit 
verbundenen Verstärkung der automatischen Stabilisato-
ren positiv zu bewerten. Durch die Änderung des Artikels 
109 GG im Jahr 2009 wäre eine solche Fortentwicklung des 
Steuersystems auch unter verfassungsrechtlichen Ge-
sichtspunkten geradezu geboten. 



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (ISO Coated v2 300% \050ECI\051)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Perceptual
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /sRGB
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 150
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 150
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<


    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e55464e1a65876863768467e5770b548c62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc666e901a554652d965874ef6768467e5770b548c52175370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>



    /HUN <>
    /ITA (Utilizzare queste impostazioni per creare documenti Adobe PDF adatti per visualizzare e stampare documenti aziendali in modo affidabile. I documenti PDF creati possono essere aperti con Acrobat e Adobe Reader 6.0 e versioni successive.)
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020be44c988b2c8c2a40020bb38c11cb97c0020c548c815c801c73cb85c0020bcf4ace00020c778c1c4d558b2940020b3700020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken waarmee zakelijke documenten betrouwbaar kunnen worden weergegeven en afgedrukt. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 6.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>


    /SKY <>

    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>

    /ENU <FEFF004a006f0062006f007000740069006f006e007300200066006f00720020004100630072006f006200610074002000440069007300740069006c006c0065007200200039002000280039002e0033002e00310029002e000d00500072006f006400750063006500730020005000440046002000660069006c0065007300200077006800690063006800200061007200650020007500730065006400200066006f00720020006f006e006c0069006e0065002e000d0028006300290020003200300031003000200053007000720069006e006700650072002d005600650072006c0061006700200047006d006200480020>
    /DEU <>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


